
639 der Beilagen zu den stenographischen Protokollen des Nationalrates IX. GP. 

25. 4. 1962 

Regierungsvorlage 

Bundesverfassungsgesetz vom , 
mit dem Bestimmungen des Bundes-Verfas­
sungsgesetzes in der Fassung von 1929 über 
die Regelung der Grundsätze des Gemdnde­
rechtes und damit im Zusammenhang 
stehende Bestimmungen abgeändert werden 

(Bundes-Verfassungsgesetznovelle 196 . ). 

Der Nationalrat hat beschlossen: 

Das Bundes-Verfassungsgesetz in der Fassung 
von 1929 wird abgeändert und ergänzt wie folgt: 

§ 1. 

1. Im Artikel 12 Absatz 1 hat die Ziffer 8 zu 
lauten: 

,,8. Dienstrecht der Angestellten der Länder 
und der Ortsgemeinden, die behördliche Auf­
gaben zu besorgen haben." 

2. Im Artikel 15 hat der zweite Absatz zu 
lauten: 

,,(2) In den Angelegenheiten der örtlichen 
Sicherheitspolizei, das ist des Teiles der Sicher­
heitspolizei, der im ausschließlichen oder über­
wiegenden Interesse der in der Gemeinde ver­
körperten örtlichen Gemeinschaft gelegen und 
geeignet ist, durch die Gemeinschaft innerhalb 
ihrer ör,tlichen Grenzen besorgt zu werden, steht 
dem Bund die Befugnis zu, die Führung dieser 
Angelegenheiten durch die Gemeinde zu beauf­
sichtigen und wahrgenommene Mängel durch 
Weisungen an den Landeshauptmann (Arti­
kel 103) abzustellen. Zu diesem Zweck können 
auch Inspektionsorgane des Bundes in die Ge­
meinde entsendet werden; hievon ist in jedem 
einzelnen Fall der Landeshauptmann zu verstän­
digen." 

3. Im Artikel 21 haben die Absätze 1, 2 und 3 
zu lauten: 

,,(1) Das Dienstrecht einschließlich des Besol­
dungssystems und des Disziplinarrechtes wird für 
jene Angestellten des Bundes, der Länder und der 
Ortsgemeinden, die behördliche Aufgaben zu be-
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sorgen haben, nach einheitlichen Grundsätzen 
durch Bundesgesetz geregelt (Artikel 10 Absatz 1 
Ziffer 16 und Artikel 12 Absatz 1 Ziffer 8). Hie­
bei wird insbesondere auch festgesetzt, inwieweit 
bei der Regelung der Rechte und Pflichten dieser 
Angestellten, unbeschadet der Diensthoheit des 
Bundes, der Länder und der Ortsgemeinden, 
Personalvertretungen mitzuwirken haben. 

(2) Die Diensthoheit wird gegenüber den Ange­
stellten des Bundes von den obersten Organen 
des Bundes, gegenüber den Angestellten der Län­
der von den obersten Organen der Länder, ge­
genüber den Angestellten der Ortsgemeinden 
nach Maßgabe der Bestimmungen der Artikel 115 
bis 119 a ausgeübt. Gegenüber den beim Rech­
nungshof Angestellten wird die Diensthoheit des 
Bundes vom Präsidenten des Rechnungshofes aus­
geübt. 

(3) Die Bestellung und das Dienstrecht jener 
Angestellten der Gebietsgemeinden, die behörd~ 
liche Aufgaben zu vollziehen haben, werden im 
Zusammenhang mit der Organisation der Ver­
waltung (Artikel 120) geregelt." 

4. Im Alrtikel 102 Absatz 6 hat der Letzte Satz 
zu lauten: 

"Soweit einer solchen Behörde die Besorgung von 
Angelegenheiten übertragen werden soll, die in 
den selbständigen Vollziehungsbereich des Landes 
fallen, kann die Verordnung erst erlassen werden, 
wenn die übertragung dieser Geschäfte an die 
Bundespolizeibehörde durch ein Gesetz des be­
treffenden Landes ausgesprochen worden ist." 

5. Nach Artikel 111 wird folgender Artikel 
eingefügt: 

"Artikel 112. 

Nach Maßgabe der Artikel 108 bis 111 gelten 
für die Bundeshauptstadt Wien im übrigen die 
Bestimmungen des Abschnittes C dieses Haupt­
stückes mit Ausnahme des Artikels 119 Absatz 4 
und des Artikels 119 a. Artikel 142 Absatz 2 
lit. d findet auch auf die Führung des vom Bund 
der Bundeshauptstadt Wien übertragenen Wir­
kungsbereiches Anwendung;" 
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§ 2. 

Die Artikel 115 bis 120 haben zu lauten: 

"Artikel 115. 

(1) Soweit in den folgenden Artikeln von Ge­
meinden die Rede ist, -sind darunter die Orts­
gemeinden zu verstehen. 

(2) Soweit niCht ausdrücklich eine Zuständigkeit 
des Bundes festgesetzt ist, hat die Landesgesetz­
gebung das Gemeinderecht nach den Grundsätzen 
der folgenden Artikel dieses Abschnittes zu re­
geln. Die Zuständigkeit zur Regelung der gemäß 
den Artikeln 118 und 119 von den Gemeinden zu 
besorgenden Angelegenheiten bestimmt sich nach 
den allgemeinen Vorschriften dieses Bundesver­
fassungsgesetzes. 

Artikel 116. 

(1) Jedes Land gliedert sich in Gemeinden. Die 
Gemeinde ist Gebietskörperschaft mit dem Recht 
auf Selbstverwaltung und zugleich Verwaltungs­
spreng.el. Jedes Grundstück muß zu einer Ge­
meinde gehören. 

(2) Die Gemeiride ist selbständiger Wirtschafts­
körper. Sie hat das Recht, innerhalb der SchIran­
ken der allgemeinen Bundes- und Landesgesetze 
Vermögen aller Art zu besitzen, zu erwerben 
und darüber zu verfügen, wirtschaftliche Unter­
nehmungen zu betreiben sowie im Rahmen der 
Finanzverfassung ihren Haushalt selbständig zu 
führen und Abgaben auszuschreiben. 

(3) Einer Gemeinde mit mindestens 20.000 Ein­
wohnern ist, wenn Landesinteressen hiedurch 
nicht gefährdet werden, auf ihren Antug durch 
Landesgesetz ein eigenes Statut (Stadtrecht) zu 
verleihen. Ein solcher Gesetzesbeschluß darf. nur 
mit Zustimmung der Bundesregierung kundge­
macht werden. Die Zustimmung gilt als gegeben, 
wenn die Bundesregierung nicht binnen acht 
Wochen von dem Tag, an dem der Gesetzesbe­
schluß bei dem zuständigen Bundesministerium 
eingelangt ist, dem Landeshauptmann mitgeteilt 
hat, daß diese verweigert wird. Eine Stadt mit 
eigenem Statut hat neben den Aufgaben der Ge­
meindeverwaltung auch die der Bezirksverwal­
tung zu besorgen. 

(4) Durch die zuständige Gesetzgebung (Ar­
tikel 10 bis 15) kann für einzelne Zwecke die 
Bildung von Gemeindeverbänden vorgesehen 
werden. Soweit solche Gemeindeverbände Ange­
legenheiten des eigenen Wirkungsbereiches der 
Gemeinde besorgen sollen, ist den verbandsange­
hörigen Gemeinden ein maßgebender Einfluß 
auf die Besorgung der Aufgaben des Verbandes 
einzuräumen. Bei der Bildung von Gemeindever­
bänden im Wege der Vollziehung sind die be­
teiligten Gem~inden vorher zu hören. 

Artikel 117. 

(1) Als Organe der Gemeinde sind jedenfalls 
vorzusehen: 

a) der Gemeinderat, das ist ein von den Wahl­
berechtigten der Gemeinde zu wählender 
allgemeiner Vertretungskörper ; 

b) der Gemeindevorst~nd (Stadtrat), bei Städ­
ten mit eigenem Statut der Stadtsenat; 

c) der Bügermeister. 

(2) Die Wahlen in den Gemeinderat finden auf 
Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen und 
persönlichen Verhältniswahlrechtes aller Staats­
bürger statt, die in der Gemeinde ihren ordent­
lichen Wohnsitz haben. In der Wahlordnung 
dürfen die Bedingungen des aktiven und passiven 
Wahlrechtes nicht enger gezogen sein als in der 
Wahlordnung zum Landtag. Es kann jedoch be­
stimmt werden, daß das aktive und passive Wahl­
recht in den Gemeinderat Personen, die sich noch 
nicht ein Jahr in der Gemeinde aufhalten, dann 
nicht zukommt, wenn ihr Aufenthalt in der Ge­
meinde offensichtlich nur vorübergehend ist. Die 
Bestimmungen über die Wahlpflicht bei. den 
Wahlen zum Landtag (Artikel 95 Absatz 1 letz­
ter Satz) finden für die Wahlen in den Gemeinde­
rat sinngemäß Anwendung. Die Wahlordnung 
kann bestimmen, daß die Wähler ihr Wahlrecht, 
in Wahlkreisen ausüben, von denen jeder ein 
geschlossenes Gebiet umfassen muß. Eine Glie­
derung der Wählerschaft in andere Wahlkörper 
ist nicht zulässig. 

(3) Zu einem Beschluß des Gemeinderates ist . 
die einfache Mehrheit der in beschlußfähiger An­
zahl anwesenden Mitglieder dess.elben erforder­
lich; es können jedoch für bestimmte Angelegen­
heiten andere Beschlußfassungserfordernisse vOlr­
gesehen werden. 

(4) Die Sitzungen des Gemeinderates sind 
öffentlich, es können jedoch Ausnahmen vorge­
sehen werden. Wenn der Gemeindevoranschlag 
oder der Gemeinderechnungsabschluß behandelt 
wird, darf die öffentlichkeit nicht ausgeschlossen 
werden. . 

(5) Die Geschäfte der Gemeinden werden durch 
das Gemeindeamt (Stadtamt), jene der Städte mit 
eigenem Statut durch den Magistrat besorgt. Zum 
Leiter des inneren Dienstes des Magistrates ist 
ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter als Ma­
gistratsdirektor zu bestellen. 

Artikel 118. 

(1) Der Wirkungsbereich der Gemeinde ist ein 
eigener und ein vom Bund oder vom Land über­
tragener. 

(2) Der eigene Wirkungsbereich umfaßt neben 
den im Artikel 116 Absatz 2 angeführten Ange­
legenheiten alle Angelegenheiten, die im aus­
schließlichen oder überwiegenden Interesse der in 
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der Gemeinde verkörperten örtlichen Gemein­
schaft gelegen und geeignet sind, durch die Ge­
meinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen be­
SOl'gt zu werden. Die Gesetze haben derartige An­
gelegenheiten ausdr.ücklich als solche des eigenen 
Wirkungsbereiches der Gemeinde zu bezeichnen. 

(3) Der Gemeinde sind zur Besorgung im eige­
nen Wirkungsbereich die behördlichen Aufgaben 
insbesondere in folgenden Angelegenheiten ge­
währleistet: 

1. Bestellung der Gemeindeorgane unbeschadet 
der Zuständigkeit überörtlicher Wahlbehör­
den; Regelung der inneren Einrichtungen 
zur Besorgung der Gemeindeaufgaben; 

2. Bestellung der Gemeindebediensteten und 
Ausübung der Diensthoheit unbeschadet der 
Zuständigkeit überörtlicher Disziplinar- und 
Qualifika tionskommissi<:)nen; 

3. örtliche. Sicherheitspolizei (Artikel 15 Ab­
satz 2),. örtliche Veranstaltungspolizei; 

4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Ge-
meinde; örtliche Straßenpolizei; 

5. Flurschutzpolizei; 
6. örtliche Marktpolizei; 
7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere auch 

auf dem Gebiete des Hilfs- und Rettungs­
wesens sowie des Leichen- und Bestattungs­
wesens; 

8. Sittlichkeitspolizei; 
9. örtliche Baupolizei, soweit sie nicht bundes­

eigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken 
dienen (Artikel 15 Absatz 5) zum Gegenstand 
hat; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raum­
ordnung; 

10. öffentliche Einrichtungen zur außergericht­
lichen Vermittlung von Streitigkeiten; 

11. freiwillige Feilbietul1igen beweglicher Sachen. 

(4) Die Gemeinde hat die Angelegenheiten des 
eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der Ge­
setze und Verordnungen des Bundes und des 
Landes in eigener Verantwortung frei von Wei­
sungen und - vorbehaltlich der Bestimmungen 
des Artikels 119 a Absatz 5 - unter Ausschluß 
eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außer­
halb der Gemeinde zu besorgen. Dem Bund. und 
dem Land kommt gegenüber der Gemeinde bei 
Besorgung ihres eigenen Wirkungsbereiches ein 
Aufsichtsrecht (Artikel 119 a) zu. Die Bestim­
mUl1igen des Artikels 12 Absatz 2 bleiben un­
berührt. 

(5) Der Bürgermeister, die Mitglieder des Ge­
meindevorstandes (Stadtrates, Stadtsenates) und 
allenfalls bestellte andere Organe der Gemeinde 
sind für die Erfüllung ihrer dem eigenen Wir­
kungsbereich der Gemeinde zugehörigen Auf­
gaben dem Gemeinderat verantwortlich. 

(6) In den Angelegenheiten des eigenen Wir­
kungsbe1reiches hat die Gemeinde das Recht, orts-
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polizeiliche Verordnungen nach freier Selbstbe­
stimmung zur Abwehr oder zur Beseitigung von 
das örtliche Gemeinschaftsleben störenden Miß­
ständen zu' erlassen sowie deren Nichtbefolgung 
als Verwaltungsübertretung zu erklären. Solche 
Verordnungen dürfen nicht gegen bestehende 
Gesetze und Verordnungen des Bundes und des 
Landes verstoßen. 

(7) Auf Antrag einer Gemeinde kann die Be~ 
sorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches nach Maßgabe des Arti­
kels 119 a Absatz 3 durch Verordnung der Lan­
desregierung beziehungsweise durch Verordnung 
des Landeshauptmannes auf eine staatliche Be­
hörde übertragen werden. Soweit durch eine 
solche Verordnung eine Zuständigkeit auf eine 
Bundesbehörde übertragen werden soll, bedarf 
sie der Zustimmung der Bundesregierung. Soweit 
durch eine solche Verordnung des Landeshaupt­
mannes eine Zuständigkeit auf eine Landesbe­
hörde übertragen werden soll, bedarf sie der 
Zustimmung der Landesregierung. Eine solche 
Verordnung ist aufzuheben, sobald der Grund 
für ihre Erlassung weggefallen ist. Die übertra­
gung erstreckt sich nicht auf das Verordnungs­
recht nach Absatz 6. 

Artikel 119. 

(1) Der übertragene Wirkungsbereich umfaßt 
die Angelegenheiten, die die Gemeinde n.ach 
Maßgabe der Bundesgesetze im Auftrag und nach 
den Weisungen des Bundes oder nach Maßgabe 
der Landesgesetze im Auftrag und nach den Wei­
sungen des Landes zu besorgen hat. 

(2) Die Angelegenheiten des übertragenen Wir­
kungsbereiches werden vom . Bürgermeister be­
sorgt. Er ist hiebei in den Al1igelegenheiten der 
Bundesvollziehung an die Weisungen der zustän­
digen Organe des Bundes, in den Angelegenheiten 
der Landesvollziehung an;die Weisungen der zu­
ständigen Orgal1ie des Landes gebunden und nach 
Absatz 4 verantwortlich. 

(3) Der Bürgermeister kann einzelne Gruppen 
von Angelegenheiten des übertragenen Wir­
kungsbereiches. - unbeschadet seiner Verant­
wortlichkeit - wegen ihres sachlichen Zusam­
menhanges mit den Al1igelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches Mitgliedern des Gemeindevor­
standes (Stadtrates, Stadtsenates) anderen nach 
Artikel 117 Absatz 1 geschaffenen Organen oder 
bei Kollegialorganen deren Mitgliedern zur Be­
sorgung in seinem Namen übertragen. In diesen 
Angelegenheiten sind die betreffenden Organe 
oder deren Mitglieder an die Weisungen des 
Bürgermeisters gebunden und nach Absatz 4 ver­
antwortlich. 

(4) Wegen Gesetzesverletzul1ig sowie wegen 
Nichtbefolgung einer Verordnung' oder einer 
Weisung können die in den Absätzen 2 und 3 
genannten Organe, soweit ihnen Vorsatz oder 
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grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, wenn sie auf 
dem Gebiet der Bundesvollziehung tätig waren, 
vom Landeshauptmann, wenn sie auf dem Gebiet 
der LandesvoUziehung tätig waren, von der Lan­
desregierung ihres Amtes verlustig erklärt wer­
den. Die allfällige Mitgliedschaft einer solchen 
Person zum Gemeinderat wird hiedurch nicht 
berührt. 

Artikel 119 a. 

(1) Der Bund und das Land üben das Auf­
sichtsrecht über die Gemeinde dahin aus, daß 
diese bei Besorgung des eigenen Wirkungsbe­
reiches die Gesetze und Ve~ordnungen nicht ver­
letzt, insbesondere ihren Wirkungsbereich nicht 
überschreitet und die ihr gesetzlich obliegenden 
Aufgaben erfüllt. 

(2) Das Land hat ferner das Recht, die Geba­
rung der Gemeinde auf ihre Sparsamkeit, Wirt­
schaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu überprüfen. 
Das Ergebnis der überprüfung ist dem ~ürger­
meister zur Vorlage an den Gemeinderat zu über­
mitteln. Der Bürgermeister hat die auf Grund 
des überprüfungsergebnisses getroffenen Maß­
nahmen innerhalb von drei Monaten der Auf­
sichtsbehörde mitzuteilen. 

(3) Das Aufsichtsrecht und dessen gesetzliche 
Regelung stehen, insoweit als der eigene Wir­
kungsbereich der Gemeinde Angelegenheiten aus 
dem Bereich der Bundesvollziehung umfaßt, dem 
Bund, im übrigen den Ländern zu; das Aufsichts­
recht ist von den Behörden der allgemeinen 
staatlichen Verwaltung auszuüben. . 

(4) Die Aufsichtsbehörde ist berechtigt, sich 
über jedwede Angelegenheit der Gemeinde zu 
unterrichten. Die' Gemeinde ist verpflichtet, die 
von der Aufsichtsbehörde im einzelnen Fall ver­
langten Auskünfte zu erteilen und Prüfungen 
an Ort und Stelle vornehmen zu lassen. 

(5) Wer durch den Bescheid eines Gemeinde­
organs in Angelegenheiten des eigenen Wir­
kungsbereiches in seinen Rechten verletzt zu sein 
behauptet, kann nach Erschöpfung des Instanzen­
zuges (Artikel 118 Absatz 4) innerhalb von zwei 
Wochen nach Erlassung des Bescheides dagegen 
Vorstellung bei der Aufsichtsbehörde erheben. 
Diese hat den Bescheid, wenn Rechte des Ein~ 
schreiters durch ihn verletzt werden, aufzuheben 
und die Angelegenheit zur neuerlichen Entschei­
dung an die Gemeinde zu verweisen. Für Städte 
mit eigenem Statut kann die zuständige Gesetz­
gebung (Absatz 3) anordnen, daß die Vorstellung 
an die Aufsichtsbehörde nicht stattfindet. 

(6) Die Gemeinde hat im eigenen Wirkungsbe­
reich erlassene Verordnungen der A ufsichtsbe-

. hörde unverzüglich mitzuteilen. Die Aufsichts­
behörde hat gesetzwidrige Verordnungen nach 
Anhörung der Gemeinde durch Verordnurig 
aufzuheben und die Gründe hiefür der Gemeinde 
gleichzeitig mitzuteilen. 

(7) Sofern die zuständige Gesetzgebung (Ab­
satz 3) als Aufsichtsmittel die Auflösung des 
Gemeinderates vorsieht, kommt diese Maßnahme 
in Ausübung des Aufsichtsr.echtes des Landes 
delr Landesregierung, in Ausübung des Aufsichts­
rechtes des Bundes dem Landeshauptmann zu. 
Die Zulässigkeit der Ersatzvornahme als Auf­
sichtsmittel ist auf die Fälle unbedingter Not­
wendigkeit zu beschränken. Die Aufsichtsmittel 
sind unter möglichster Schonung erworbener 
Rechte Dritter zu handhaben. 

(8) . Einzelne von der Gemeinde im eigenen 
Wirkungsbereich zu treffende Maßnahmen, durch 
die auch überörtliche Interessen in besonderem 
Maß berührt werden, insbesondere solche von 
besonderer finanzieller Bedeutung, können durch 
die zuständige Gesetzgebung (Absatz 3) an eine 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde gebunden 
werden. Als Grund fiir die Versagung der Ge­
nehmigung darf nur ein Tatbestand vorgesehen 
werden, der die Bevorzugung überörtli'cher Inter­
essen eindeutig rechtfertigt. 

(9) Die Gemeinde hat im aufsichts behördlichen 
Verfahren Parteistellung; sie ist berechtigt, gegen 
die Aufsichtsbehörde vor dem Verwaltungsge­

ricInshof (Artikel 131 und 132) und vor dem 
Verfassungsgerichtshof (Artikel 144) Beschwerde 
zu führen. 

(10) Die Bestimmung.en dieses Artikels sind 
auf die Aufsicht über Gemeindeverbände, soweit 
diese Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbe­
reiches der Gemeinde besorgen (Artikel 116 Ab­
satz 4), entsprechend anzuwenden. 

Artikel 120. 

§ 3. 

1. Artikel 139 Absatz 1 hat zu lauten: 

"Artikel 139. 

(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt: 
über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 

Bundes- . oder Landesbehörde auf Antrag eines 
Gerichtes, sofern aber eine solche Verordnung 
die Voraussetzung eines Erkenntnisses des Ver­
fassungsgerichtshofes bilden 5011, von Amts 

. wegen; 

über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Landesbehördeauch auf Antrag der Bundesre­
gIerung; 

über Gesetzwidrigkeit von Ver~rdnungen einer 
Bundesbehörde auch auf Antrag einer Landes-. 
regierung; 

über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Gemeindeaufsichtsbehörde nach Artikel 119 a 
Absatz 6 auch auf Antrag der betroffenen Ge­
meinde." 
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2. a) Im Artikel 142 Absatz 2 lit. d ist das 
Interpunktionszeichen Punkt nach dem Wort 
"Bundesregierung" durch einen Strichpunkt zu 
ersetzen. 

b) Dem Absatz 2 des Artikels 142 ist als lit. e 
anzufügen: ' 

"e) gegen Organe der Bundeshauptstadt Wien, 
soweit sie Aufgaben aus dem Bereich der 
Bundesvoilziehung im selbständigen Wir­
kungsbereich besorgen, wegen Gesetzesver­
letzung: durch Beschluß der Bundesre­
gierung." 

§ 4. 
Die bisherigen Städte mit eigenem Statut blei­

ben als solche bestehen. 

§ 5. 
(1) Die zur Anpassung der Organisation de~ 

Gemeindeverwaltung an dieses' Bundesverfas­
sungsgesetz erforderlichen Bundes- und Landes­
gesetze im Sinne des Artikels 115 Absatz 2 sind 
spätestens bis ... (Dreijahresfrist) ... zu erlassen 
und mit diesem Tag in K,raft· zu setzen. 

5 

(2) Die Bestimmungen des § 8 Absatz 5 lit. d 
letzter Satz und Lit. e des Verfassungsübergangs­
gesetzes vom 1. Oktober 1920, in d~ Fassung des 
BGBI: Nr. 368 vom Jahre 1925, sowie lit. f 
dieser Bestimmung hinsichtlich der Regelung der 
Rechtsverhältnisse der Ortsgemeinden und Ar­
tikel II § 8 des Bundes-Verfassungsgesetzes vom 
7. Dezember 1929, BGBl. Nr. 393, und die diesem 
Bundesverfassungsgesetz widersprechenden Lan­
desgesetze über die Organisation der Gemeinde-
verwaltung treten im ........ 1) außer Kraft. 

. (3) Die zur Anpassung der die verschiedenen 
Gebiete der Verwaltung regelnden Rechtsvor­
schriften an Artikel 118 Absätze 2 und 3 erfor­
derlichen Bundes- und Landesgesetze sind' 
spätestens bis ... (mindestensSechsjahresfrist) 
zu erlassen. 

(4) Mit der Vollziehung dieses Bundesverfas­
sungsgesetzes ist die Bundesregierung betraut. 

. 1) Hier wäre der Zeitpunkt einzusetzen, der im Abs. 1 
festgesetzt wird. 
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Erläuternde Bemerkungen 

I. Allgemeines. die Erläutel'lnden Bemerkungen zu der Regie-
Am 5. März 1962 feierte das Gesetz vom rungsvorlage zur Olbe!'lga.ngsJlJOveUe von 1925 

5. März 1862, RGBt Nr. 18, "womit die grund- (326 der Beilagen zu den stenographi'Schen Proto­
sätzlichen Bestimmungen zur Regel'lllIllg des Ge- kollen des Nationalrates, 11. GP.): "Gleichzeitig 
meirrdewesens vorgezeichnet wel'clen," die Wie- mit dem Lnlkrafttreten der Kompeteruzanikel 
derkehr seines 100. Geburtstages. Dieses Gesetz müssen jedoch nUIllIIlehr, da das bisher als eine 
ist noch unter ,der Herrschaft des Februar- Voraussetzung für das Inkrafttreten gedachte 
patentes, RGBl. Nr. 120/1861, erlassen worden. Verfassungsgesetz des Bundes uber die Organi­
Welch'e dUl'chaus z,ei.tgemäße Bedeutung diesem" sation der Allgemeinen staatlichen Verwaltung 

in den Ländern derzeit noch nicht erlassen wer­Gesetz innewohnt, beweist der Umstand, daß die 
Republik Osterreich dieses Gesetz zunächst zu- den kann, andere verfassungsgesetzliche Bestim-
folge des § 1 des Verfassungs-übergangsgesetzes mungen getroffen wel'den, durch die das geord­
von' 1920 in die republikanische Rechtsordnung nete WeiterfunktionLeren der Verwaltung 'in deru 
r,ezipierte und der Verfassungsgesetzgeber von Ländern bei den sich infoLge des Inkrafttretens 
1925 (1. B.-VG.-Novelle) eine Reihe von maß- der Kompetenzartikel ergebenden einschneidelll­
gebenden Artikeln dieses sogenannten Rei.ch,g- den Änderungen sicheJ:1gestellt wird." 
gemeindegesetzes der Ä,nderung im Wege der ' So Iblieben die ",om Verfassungsgesetzgeber des 
Landesgeset~gebung unid auch der einfachen Bun- Jahres 1920 getroffenen Anoronunlgen über die 
desgesetzgebung entzogen hat. Bestimmte doch verfassunlgsrechtliche StellunJg der Gemeinden zu­
§ 8 Albs. 5 lit. f der übergangsnovelle vom n~chst ein Programm und harrenJ seit mehr als 
30. Juli 1925, BGBl. Nr. 269, daß die La,nides- 40 Jahren ihrer ErfüllunJg. 
gesetzgebung bis zu dem Zeitpunkt, in dem das I Was istniUn der Anlaß für den Verfassungs­
Bundesverfassungsgesetz über~ie Organisation gesetzgeber des Jahres 1920 gewesen, in der Ver­
der AlLgemeinen staatLichen VerwaltJ\u1g in denl fassung selbst die Stellung der Gemeinden zu 
Ländern erlassen sein wird (Artikel 120 B.-VG.), regeln? Es ist keineswegs ein Spezifikum der 
Gesetze, die di'e Remtsverh1iltnisse der Gemeinde österreich ischen Verfassungsurkunde, in einem 
sowie der damals best<lindenen allgemeinen und Grundgesetz neben den Rechterzeugungsregeln 
:besonderen <liutonomen, Bezirksverwaltungen auch bestimmte Fragen zu lösen, die eben einer 
regeln, nur eingeschränkt ändem dürfe, und erhöhten Bestandgara'nitie nach AnlSicht des Par­
zwar: lamentes in Zukunft bedürfen sollen. Es kommt 

a) Änderungen: i'n diesen Gesetzen dad die ,in ,dieser vom österreich ischen Verfassungsgesetz­
Landesgesetz,gebung nur insoweit vorn'ehmel1J, als geber getroffenen bloß programmatischen, jedoch 
hi'edurch Ibestimmte Grundsätze des Reichs- politisch höchst bedeutsamen Erklärung der rich­
gemeindegesetzes nicht geändert werd'en. ti ge Gedanke zum AUISd,ruck, daß die Gemeinde 

eine der Keimzellen des Staates ist und der Staat 
b) Neueinrichtungen auf den durch bestimmte gegenüber dem einzelnen eine gewiss,e sUlooidiäre 

Artikel des Reichsgemeindegesetzes geregelten Funktion zu erfüllen hat; dies gilt in gleicher 
Gebieten dürfen überhaupt nur dürch Brundesver- Weise vom Bund wie von den Ländern als Glied,­
fassungsgesetz gesChaffen werden. staaten e~Thes Bundesstaates. Geht man von einer 

Diese ausdrücklichen Bestimmungen waren bei mehr gefühlshetonten, rationalis~ischen Auffas­
Inkrafttreten der B.-VG.-Novelle von 1925 not- sung über ·die Bedeutung einer Verfassung aus, so 
wenJdig, um ein Provisorium zu schaffen, bis zu wird den Gemeinden dn' gewisser natürlicher, 
dem Zeitpunkt, in pem das früher erwähnte,dnlrch ,staatliche Gesetze nicht konl'ltitruierbarer, ja 
durd1 den Verfassungs gesetzgeber ,"on 1920 ver- nicht beschränkbarer, sondern ledigLich zu ge­
heißene Bundesverfassulligsgesetz über die Organi- wlVhrleistender Wirkungsbereich zuerkannt. Die 
sation der AlLgemeinen staadichen Verwaltung in Aufnahme solcher Bestimmungen in die Ver­
den Ländern erlassen sein wird; Mit Recht sagen fassung hat dann zur FoLge, daß die Grundzüge 
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der Organisation der Gemeindetru und ein ge­
wisses Minimum ihrer Aufgaben bundesverfas­

. sungsgesetzlich gewährleistet und so. insbeso.ruders 
gegen hundes- und landesgeserzliche Eingriffe ge­
schützt werden. 

Gerade auf diesen Zweck zielten die politi­
schen Bestrebungen. ah, die anläßlich des Zu­
standekommens des Bundes-Verfassungsgesetzes 
im Herbst 1920 s·chließlich in den Artikeln 115 
bis 120 ihren Ausdl1Uck gefuruden haben. (V'gl. 
Ke1sen~ Fröhlich -Merk!, Die Bundesverfassung 
vom 1. Oktoiber 1920, 5. Teil, Seite 229). Aller­
dings hat es nicht an starkem Widerspruch ins­
besondere von föderalistischer Seite gefehlt, die 
im Rahmen einer Ibundesstaatlichen Verfassung 
die Aufnahme von Bestimmungen ülber die Stel­
lung der Gemeinden innerhalb der Länder in die 
Bundesverfassung als eine Anomalie bezeichnete. 

Aber auch von de.r Kelsenschen Verfassungs­
lehre aus betra.chtet, die letztlich in unserer Bun­
desve·rfass\lIng zum Ausdruck kommt, ist eine ver­
fassungs rechtliche Regelung der Stellung der Ge­
meiruden durchaus vereinlbar mit den übrigen 
Grundsätzen der Verfassung und insbeso.ndere 
mit dem Grundsatz der Bundesstaatli'chkeit. Die 
Stellung der Gemeinde im Gesamtstaat ist von 
dieser Kelsen'schen Rechtslehre her hesehen bloß 
ein Problem des Grades der Dezentralisation. Es 
widerspricht keinem V erfassungsgrundsa tz, .den: 
Gemeinden ein .gewisses Minimum von Kom­
petenzen, urud ein Recht auf Verteidigung· ihres 
eigenen Wirkungsbereiches in einem förmlichen 
Prozeßverfailuen einzuräumen. Ein Gegensatz 
zwischen Staat und Gemein'den einerseits urud 
Föderali'Smus und S~lbstvcirwahung anderseits 
ist audt bei Beurteilung und im Lichte der 
Kelsenschen Sta.atsrechtslehre durch~.us ver­
tret<bar. 

F·ragt man nun nach dem Grund, warum d~eses 
Verfassungsprogr.amm de's }ahres 1920, s 0 w e i t 
es die Stellung der Ortsgemei.nden 
zum Ge g e'n s ta nd hat, bis heute noch keine 
verfassungsrechtliche endliche Verwirklichung er­
faihren hat, so sind es mehr oder weniger die 
schon fruher angedeuteten Grundsätze der Ge­
meindeautonomie einerseits un!d' der Bundes­
sta.a.t1ichkeit anderseits, die hier hemmend ge­
wirkt ~aben mögen. Auf der einen Seite ist es 
nämlich die Sorge um die Reinerhaltung des 
Grundsatzes der Bundesstaadichkeit, auf der an­
deren Seite ist es das Bemühen um die endliche 
Verwirkl,ichung der rechtstheoretisch erkannten 
Gruoosätze der Selbstverwaltung der Gemeinden. 
Hier wie dort befül'chtet man in der Vollendung 
dieser 'heiden Grundprinzipien eine gewisse 
Schmälerung des eincndieser Prinzipien zu Lasten 
des aruderen und umgekehrt. Wird nämlich, so 
lehrt man gelegeIitlich, der Grundsatz der Bun,. 
desstaatlichkei·t in seinen letzten Auswirkungen. 

7 

durchdacht, S,o wäre nach Ansicht der Anhänger 
der Gemeindeautonomie dem verfassungsgesetz­
lichen Grundsatz der Gemeindeautonomie der 
Todesstoß versetzt. Demgegenüber glauben: 
wiederum die Anhänger der Bundesstaatlichkeit 
in der verfassungsgesetzl.ichen Lebendigkeit der 
Auton,omie der Gemeinden eine Schmälerung des 
föderalistischen Prinzips ZJU erkennen. 

Daß heide Prinzipien keine kontradiktorischen 
Gegensätze darstellen, und zwar weder vom 
Standpunkt einer mehr rationalistisch.en Auf­
fassung von der Verfas,sung noch vom Stand­
punkt einer positiv,istis,chen Rechtsanschauung 
her besehen, ist im vorangegangenen dargeIegt 
worden. 

Da es der Verfassungsgeset21geber von 1920 als 
eine politisch bedeutsame Aufgabe bezei'chnet 
hat, den Gemeinden ihr Eigenleben zu garan­
tieren, ist es die Aufgabe des Bundesverfassungs­
gesetzgebers, dieses Programm endlich a'uf der 
Stufe der Verfassungs rechtsnorm zu verwirk­
lichen. 

Von verschiedenen Ausgangspunkten gelangt 
man somit zum sdben Ergebnis, und zwar: Auf­
. garbe des BU'l1'desverfassungsgesetzgebers ist es, 

a) ein Minimum von Kompetenzen der Ge­
meinde Zl.\ mStittileren, 

b) diesen sogenannten eigenen Wirkungs­
bereich gegen A,ngriffe der Bundes- und 
Landesgesetzge'bullJg und der vollziehenden 
Gewalt zu schützen, 

c) der Gemeinde die Möglichkeit zugeben, 
jede Verletzung dieses Rechtes in einem 
Prozeß zu verteidigen. 

Auch der österreich,ische Verfassungsgesetzgeber 
des Jahres 1920 verfolgte dieses Ziel hinsichtlich 
der Ortsgemeinden, hat a'ber die Festsetzung der 
weiteren Grundsätze dem Wortlaut des § 34 des 

. Verfassungs-übel'gangsgesetzes von 1920 in 
seiner ursprünlglichen Fassung zufolge davon 
abhäng.ig gemacht, daß für die Ausgestaltung der 
damaligen Bezirksverwaltmng die Bundesgesetz­
gebung binnen vier Monaten na·ch Inkrafttreten 
des Bundes-Verfa&S,ungsgesetzes vorzusorgen hat. 
Da jedoch diese in Aussicht g.estellten Gesetze 
hinsichtlich der Bezirksverwaltung nicht frist­
gerecht erlassem worden sind, konnten auch die 
Ausführungsvors·chriften . hinsichtlich der ge­
mein,dlichen Normen nicht erlassen werden. Die 
Artikel 115 bis 120 des Bundes-Verfassungs­
gesetzes haben daher - mit Ausnahme des schon 
heute hinsichtlich der Wahlen in die Ortsge­
meindevertretungen anwendbaren Absatzes 2 des 
Artikels 119 - nur programmatischen Charak­
ter und sind soLange unmittelbar nicht anwend!­
bar, als nich.t das im Artikel 120 Absatz 1 B.-VG. 
in Aussicht gestellte Bundesverfassungsgesetz 
üJber die Organisation der Allgemeinen staat­
lichen Verwaltung in den Ländern und die Aus-
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führungsgesetze . der Länder hiezu erschienen 
si'rud (v:gl. auch die Rechtsprechung des Verfas­
sungsgerichtshofes, Slg. 1385, 1399 u. a.}. 

Iru den letzten Jahren haben nun der S t ä d t e­
b und und der Gern ein d eh und ihrerseits 
die Initiative ergriffen, um Vorschläge für die 
Verwirklichung des Verfassungsprügrammes vün 
1920, s 0. w e i t e s die 0 r t s gern ein den 
be tri f f t, auszuarbeiten. Diese Vorschläge der 
beiden repräsentativen Gerneindebünde stellen 
einen sehr beachtlichen und durchaus püsitiv zu 
beurteileruden Versuch dar, die Grundlagen für 
die Verwirklichung, des Gemeindeautünomie­
prügrammes der Burudesverfassung von 1920 zu 
liefern. 

Wie nicht anders zu erwartetll~ haben die Län­
der gegenüber diesen Vürschlägen der beiden Ge­
meindebünde zwar ihrerseits die Nütwendigkeit 
betünt, die die Gemeinden betreffenden Bestim­
mungen 'der Bundesverfassung einer endgültigen 
Verwirklichung zuzuführen. Die Länder be­
grüßen auch die Intentiünen der beiden Ge­
meindebünde, die provisürischen prügrammati­
schen Bestimmungen der Bundesverfassung durch 
e,~ne definitive Regelung abzulös'en. Die Länder 
sehen allerdings in diesen V ürschlägen der heiden 
Gemeindebünde eine allzu starke einseitige Ver­
wirklichung der vermeintlichen Interessen der 
Gemeinden gegeniUber den gesamtstaatlichen Be­
langen und den Interessen der nürmunter­
worfenen Staatsbürger. Vor allem aber befürchten 
die Länder, daß bei Verwirklichung der Vor­
schläge der Gemeirudebünde den Gemeiruden nicht 
nur Autonomie wie bisher, sündern eine Art 
Eigenstaatl~chkeit zugebil1~gt werden würde, die 
Gemeinden somit eine Art dritte Kraft im Staat 
neben Bund und Ländern darstellen würde'n. 

f.ine weitere Einwerudung der Länder gegen­
uber den V ürschlägen der beiden Gemeindebürude 
ist nach ihrer Auffassung die Tatsache, daß die 
VlQfschläge allzu stark auf Städte und größere 
Gemeiruden abgestellt seien, dagegen auf kleinere 
und kleinste Gemeinden, die im Bundesgebiet 
weitaus in der überzahl seien, zu wenig Bedacht 
näihmen. Sie haben ihrerseits einen GegenellJtwurf 
ausgearbeitet. . 

Die Bundesregierung hat in sehr eingehenden 
überlegungen sowühl den Standpunkt der Ge­
meinden als auch die Auffassung der Länder 
unnersucht. Sie kann nicht finden, daß unüber­
brückbare Gegensätz'e zwischen den Stand­
punkten der beiden Gruppen vürliegen. Sie 
unternimmt deshalb den Versuch, im folgenden 
die Grundsätze zu entwickeln, die eine ver­
fasisungsgesetzliche Verankerung der Ste:1lung 
der Gemeinden in einer bundesstaatlich em­
gerichteten Verfassung zu beachten haben. 

1. Der Selbstverwaltung wesentlich ist eme 
demükratische Normenerzeugung durch eine 

dezentralisierte Teilürdnung. Die Dezlentralisa­
tion braucht keineswegs bloß individuelle Nor­
men, sie kann vielmehr auch generelle Nürmen 
zum Gegenstand haben. 

2. Dem Begriff der Selbstverwaltung lentspricht 
es, da sie eine Teilgemeinschaft innerhalb der 
größeren Gemeinschaft "Staat" ist, ihr . die­
jenigen Aufgaben zuzuweisen, die am besten 
von ihr für ihren Bereich besorgt werden kön­
nen. 

3. D~e Bildung der Organe der Gemeinden 
und ihr Zusammenwirken muß demokratischen 
Prinzipien gemäß geordnet sein. 

4. Der Unte'rschied zwischen eigenem und 
übertragenem Wirkungsbereich ist verfassungs-' 
~esetzJich zu verankern. Der eigene Wirkungs­
bereich hat sich dadurch auszuzeichnen, daß er 
eine weisungsfreie Besorgung vün Aufgaben 
ermöglicht. 

5. Das Korrelat zu der Selbstverwaltung und 
dem eig,enen Wirkungsbereich stellt eine Auf­
sichtsführung durch den Staat (BuJ?d und 
Länder) gegenüber den Gemeinden dar, wobei 
sowühl Ziel als auch Mittel und Zuständigkeit 
ihren Grundzügen nach verfassungsgesetzlich zu 
regeln sind. 

6. Die Gemeinden müssen die Möglichkeit 
besitzen, ihr Recht auf Selbstverwaltung gegen­
über der Gesetzg'ebung und Vollziehung des 
BUlides und der Länder im FaUeiner Verletzung 
dieses Rechtes in einem gerichtsförmlichen Pro­
zeß - letzten Endes vor dem Verfassungs­
gerichtshüf üder Verwaltungsgerichtshof - zu 
verteidigen. 

7. Auf dem Büden des Verfassungsrechtes wird 
ein Unterschied zwischen größeren und kleineren 
Gemeinden nicht am Platz sein. Die vürhin auf­
gestellten Grundsätze vertragen keine Unter­
scheidung nach größeren und kleineren Ge­
meinden. Ob etwa kl,einere Gemeinden' die ihnen 
im eigenen Wirkungsbereich zukommenden Auf­
gaben im Wege der Delegatiün durch andere 
SteHen besorgen Iassen süllen, ist nicht eine Frage 
delS Verfassungsrechtes, sondern soll der ein­
fachen Gesetzgebung oder der Verordnung vür­
behalten bleiben. 

8. Der eigene Wirkungsbereich ist in gleicher 
Weise dem Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit 
unterwürfen wi'e dies für .den übertragenen 
Wirkungsbereich gilt. 

9. Das Rechtsschutzinteresse gebietet es, in 
gewissem Umfang individuelle Verwaltungsakte 
des eigenen Wirkungsbereiches, abgesehen von 
der Aufsicht durch staatliche SteHen im FaH 
ihr,er Anrufung durch die Parteien, überprüfen 
zu lassen. 

Die Bundesregierung ist sich der Tatsache 
bewußt, daß das Bundes-Verfassungsgesetz in 
seiner ursprünglichen Fassung, abgesehen von 
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den die gemeindliche Selbstverwaltung betref­
fenden Grundsätzen, auch weitergehende Grund­
sätze über die Einrichtung der staatlichen Ver­
waltung überhaupt nach dem Grundsatz der 
Selbstverwaltung aufgestellt hatte (vgl. Ar­
tikel 115 B.-VG. in seiner bisherigen Fassung). 
Aufgabe der vorliegenden Verfassungsvorlage 
kann und soU es jedoch nur sem, da", dve 
gemeindliche Sel'bstv.erwaltung betreffende Pro­
gramm einzulösen; die weitergehenden P,romessen 
des Verfassungsgesetzgebers von 19'10 bleiben 
nach wi~ vor ein verfassungsgesetzliches Pro­
gramm und als solches auf der Tagesordnung, 
ohne ,daß jedoch mit dem vorliegenden Vorschlag 
hierüber in irgendeiner Weise abgesprochen 
werden sollte und könnte. Dies kommt im bei­
liegenden Entwurf dadurch zum Ausdr'uck, daß 
Artikel 120 B.-VG. in seiner bisherigen Fassung 
mit geringfügigen Änderungen erhalten bleiben 
soll. Es wird Aufgabe einer späteren Erörterung 
sein müssen, zu prüfen, ob und inwieweit dieses 
Programm des Verfassungsg.esetzgebers von 1920, 
soweit es sich die Verwirklichung der Selbst­
verwaltung im Bereich der staatlichen Verwal­
tung außerhalh der Gemeinde zu eigen gemacht 
hat, gelöst werden soll und gelöst werden kann. 
Jedenfalls scheint eine schrittweise Einlösung des 
Programmes des VerfassungsgeSletzgebers von 
1920 schon deshalb ratsam, weil sich hiefür alle 
Gemeinden nachdrücklich ausgesprochen haben. 
Ein gemeinsamer Vorschlag der Vertreter aller 
österreich ischen Gemeinden besitzt an sich schon 
ein überaus starkes Gewicht, an dem der Bundes­
v,erfassungsgesetzgeber untJer Berücksichtigung 
der Grundsätze des Föderalismus keinesfalls 
vorbeigehen, darf. Diese Verhandlungs grundlage 
des Osterl'eichischen Städtebundes und des 
Osterreichischen Gemeindebundes sollte .daher 
gemeinsam mit. den Gegenvorschi~ägen der Länder 
die Basis einer parlamentarischen Beratung 
abgeben. 

Artikel 120 des Bundes-Verfassungsgesetzes 
wird - ohne hier schon jetzt einen Vorschlag 
zu machen - künftig ·etwa wie folgt lauten 
können: "Die Festsetzung der weiteren Grund­
sätze für die Organisation der Allg,emeinen 
staatlichen Verwaltung in den Ländern nach den 
in den Artikeln 115 bis 119 in ihrer ursprüng­
lichen Fassung aufgesteUten Grundsätzen ist, 
abgesehen von den Regelungen für die Orts­
gemeinden, Sache der Bundesverfassungsgesetz­
gebung." 

Hervorzuheben ist, daß die Kompetenz der 
Länder. zur Neuregelung Ides Gemeinderechtes 
im Rahmen der mit der Vorlage aufgestellten 
verfassungsgesetzlichen Grundsätze im Entwurf 
gewahrt ist. Dieses Sachgebiet verbleibt daher 
grundsätzlich in Gesetzgebung und VoHziehung 
weiterhin den Ländern. Der Adressat der ver­
fassungsgesetzlichen Normen der Vorlage ist, 
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abgesehen von geringen Ausnahmen, die die 
Aufsichtsführung des Bundes zum Gegenstand 
haben, der Landesgesetzgeber. Darin tritt somit 
keine Verschiebung gegenüber der bisherigen 
Zuständigkeitsverteilung auf dem gemeindlichen 
Sektor ein, zumal § 8 Absatz 5 lit. e des über­
gangsgesetzes in der Fassung von 1925 die 
Handhabung des staatlich,en Aufsichtsrechtes 
über die Ortsg,emeinden in Wahrung der Inter­
essen des Bundes dem Bund zugesteht (vgl. § & 
Absatz 5 lit. e des zitierten Verfassung-über­
gangsgesetzes). 

Folgende Grundsätze der Vorlage sind hervor­
zuheben: 

1. 0 e r e i gen e Wir k u n g s b e r eie h. 

a) Die Rechtslehre und ihr folgend die Recht­
sprechung des Verfassungsgerichtshofes haben 
bisher regelmäßig die Auffassung vertreten, daß 
§ 8 Absatz 5 lit. f des übergangsgesetzes es mit 
sich gebracht habe, daß der Einteilung des im 
Artikel V des Reichsgemeindegesetzes enthaltenen 
Unterschiedes zwischen selbständigem und über­
tragenem Wirkungsbereich .• der Gemeinden seit 
Inkrafttreten ·der Kompetenzartikel, das ist seit 
1. Oktober 1925, die folg,ende Bedeutung zu­
kommt: 

Die den Gemeinden bei Inkrafttreten der 
Kompetenzartikel am 1. Oktober 1925 zugewie­
senen Aufgaben gehör,en seither zu dem gewähr­
leisteten Wirkungsbereich der Gemeinden. Der 
rechtsbegriffliche Unterschied zwischen eigenen 
und übertragenen Aufgaben sei jedoch hiedurch 
verwischt (vgl. Erkenntnis des VerfGH., Slg. 
1385, 2495 und 3166). Das Rech·t auf. Selbst­
verwaltung ist daher nur in dem Umfang ver­
fassungsg,esetzlich garantiert, in dem die Selbst­
verwaltung den Gemeinden auf Grund des Ar­
tikels V des Reichsgemeindeges~tzes nach dem 
Stand der Gesetzgebung vom 1. Oktober 1925 
eingeräumt war, also mit Berücksichtigung der 
bis dahin erfolgten Gesetzesänderungen auf 
diesem Gebiet und nur soweit als nicht durch 
nachfolgende bundesverfassungsgesetzliche Be­
stimmungen di·eses Selbstverwaltungsrecht ein­
geschränkt erscheint. Beim selbständigen Wir­
kungsbereich handelt es sich somit um einen 
garantierten Wirkungsbereich, bei den über­
tragenen Aufgaben dagegen um eine Verpflich­
tung. 

Der Verfassungsgerichtshof ist noch um einen 
Schritt weitergegangen. Er hat eine Auslegung 
der Bestimmungen des Artikels V Reichs­
gemeindegesetz in der Richtung ausdrücklich 
abgelehnt, daß der selbständige Wirkungsbereich 
,der einzelnen Gemeinden danach verschieden 
wäre, ob die einzelne Gemeinde Aufgaben wahr­
nimmt, die die Inter.essen der Gemeinde zunächst 
berühren und innerhalb der Grenzen ihrer 

2 
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eigenen Kraft besorgt und durchgeführt werden 
können, also nach Leistungsfähigkeit, Organisa­
tionsmöglichkeit usw. mit der geltenden Ver­
fassungsrechtslage vereinbar wäre. Er ist vielmehr 
der Ansicht, daß eine Unterscheidung zwischen 
größeren und kleineren Gemeinden vom Ge­
sichtspunkt eines garantierten Wirkungsbereiches 
her nicht gemacht werden dürfe und die 
Frage nur dahin laute, ob der Gemeinde nach 
der Rechtslage vom 1. Oktober 1925 eine Auf­
gabe zugewiesen war. War dies der Fall, so hat 
jedwede Gemeinde ein verfassungsgesetzliches 
Recht auf Gewährleistung dieser Aufgabe. War 
dies nicht der Fall, so ist die zuständige Gesetz­
gebung nicht gehindert, der Gemeinde diese 
Aufgabe abzunehmen (vgl. Erkenntnisse des 
VerfGH., Sig. 2320 und 2325). 

b) Da der Wirkungsbereich der Gemeinden 
nach der geltenden Verfassungsrechtslage unter 
Berücksichtigung der Rechtsprechung des Ver­
fassungsgerichtshofes bloß ein garantierter ist, 
verschlägt es vom Standpunkt der geltenden 
VerfassungsrechtsnOrmen nichts, auch in den 
Angelegenheiten des garantierten Wirkungs­
bereiches Rechtsmittel an Instanzen außerhalb 
der Gemeinden zuzulassen. Gerade in diesem 
Punkt wird sich die Verfassungsvorlage mit dem 
Begriff einer echten Selbstverwaltung eingehender 
auseinanderzusetzen haben. 

c) Eine weitere Auswirkung der zweifellos 
v,erzerrten Rechtslage auf dem Gebiet des gel­
tenden Gemeindeverfassun'gsrechtes ist die stän­
dige Rechtsprechung des Verfassungsgerichtshofes 
(Slg. 2351/52, 2784, 2918 u. a. m.), daß es in 
den Angelegenheiten des Artikels 10 des Bundes­
Verfassungsgesetzes keinen selbständigen Wir­
kungsbereich der Gemeinden geben könne; die 
Gemeinden seien vielmehr in diesen Angelegen­
heiten nach den zwingenden Bestimmungen der 
Artikel 102 und 10t3 B.-VG. ausnahmslos im 
Rahmen der mittelbaren Bundesverwaltung, also 
in einern ihnen vom Bund übertragenen Wir­
kungsbereich tätig. Allen älteren Normen, die 
Angelegenheiten, ,die seit Wirksamk,eit der 
Kompetenzverteilung des Bundes-Verfassungs­
gesetzes (1. Oktober 1925) dem Bund zugehören, 
ehedem in den selbständigen Wirkungsbereich der 
Gemeinden verwiesen hatten, sei daher mit 
diesem Tag derogiert würden. Das gilt insbeson­
dere nach der erwähnten Rechtsprechung auch 
für die einschlägigen älteren Bestimmungen des 
Artikels V des. Reichsgemeindeges,etzes, das den 
eigenen Wirkungsbereich, abgesehen vün einer 
Umschreibung, beispielhaft aufgezählt hatte. 
Diese' in -der Rechtsprechung zum Ausdruck 
kotrunende Auffassung wird auch überwiegend 
in der Rechtslehre vertreten (vgl. Adamüvich­
Spanner, Handbuch des österreich ischen Verfas­
sungsrechtes, 5. Auflage, Seite 271; anderer 
Meinung dagegen Fritzer, Das österreichische 

Gemeinderecht, Band -3, in' Anmerkung 230, 
Seite 1546 ff.). 

Eine künftige Regelung wird, wenn sie den 
Begriff der Selbstverwaltung und den Begriff des 
eigenen Wirkungsbereiches an den Erkenntnissen 
der Rechtslehre orientieren will, von einer 
Unterscheidung zwisch,en einer bundesgesetzlichen 
oder landesgesetzlichen Regelung und von einer 
Unterscheidung nach der Kompetenz des Bundes 
beziehungsweise nach einer Kümpetenz des 
Landes absehen müssen, da diese Unterscheidung 
kein g'eeignetes Kriterium für die Ordpung des 
eigenen Wirkungsbereiches im Bereich der Selbst­
verwal,tung abgebe:n kann. Die Neuordnung will'.d 
vielmehr auch sülche Aufgaben dem eigenen 
Wirkungsbereich der Gemeinden zuzuweisen 
haben, die nach der Gesetzgebungskompetenz 
Bundesangelegenheiten sind. Nicht nur die 
Länder werden,' wie vielfach behauptet wird, 
sündern auch der Bund wird zugunsten einer 
echten Selbstverwaltung der Gemeinde Opfer zu 
bringen haben. 

2. R e c h t s s t a a t I ich k e i tun d 
e i gen e r Wir k u n g s b e r eie h. 

Der Grundsatz der Autonomie bedeutet nicht 
etwa Verwaltung nach WiHkür. Auch die Selbst­
verwaltung, unterliegt nach übereinstimmender 
Auffassung vün Rechtslehre und Rechtsprechung 
dem Grundsatz der Gesetzmäßigkeit der ge­
samten Vollziehung wie er im besünderen im 
Artikel 18 B.-VG. für den Bereich der Verwal­
tung unterstrichen ist. Wollen die Gemeinden 
- gleichgültig ob Groß- oder Kleingemeinden -
eine Selbstverwaltung. durch den Bundesverfas­
sungsgesetzgeber v,erwirklicht sehen, die den 
Begtiffsmerkmalen der Rechtslehre 'vün der 
Selbstverwaltung entspricht, müssen sie sich auch 
bedingungslüs, woran' nicht gezweifelt werden 
kann, zum Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit der 
gesamten Verwaltung bekennen. Die Gemeinden 
sind nicht etwa deshalb, weil sie einen eigenen 
Wirkungsbereich zu erfüllen haben, vün diesem 
'Grundsatz freizustellen. Im Gegenteil: je enger 
und näher di,e Beziehungen der öffentlichen Hand 
zum einzelnen Staatseinwühner in Erscheinung 
treten, umsü wichtiger ist es,' diesen Grundsatz 
bis ins letzte zu verwirklichen. Umsümehr ist 
dieser Grundsatz der Rechtsstaatlichkeit zu 
beachten, wenn die Gemeinden eine weisungs­
freie Verwaltung im eigenen Wirkungsbereich 
blüß unter der Staatsaufsicht besürgen süllen. So, 
sehr die Weisungsfreiheit des eigenen Wirkungs­
ber~iches ein Essentiale der Selbstverwaltung ist, 
so, sehr ist auch di~Rechtsstaatlichkeit in gleicher 
Weise der Sdbstverwaltung immanent. Dieser 
Grundsatz, der sowühl in den V ürschlägen der 
Gemeindebünde als auch in den Gegenvorschlägen 
der Länder betont wird, ist im Entwurfvüll­
inhaltlich zum Durchbruch gebracht. 
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3. Eigener Wirkungsbereich und 
. S t a a t sau f s ich t. . 

Ein wesentliches Merkmal jeder Selbstverwal­
tung ist die Beschränkung der staatlichen Ein­
wirkung auf die Rechtshandlungen des Selbst­
verwaltungstTägers. Die staatliche Kontrolle ist 
auf die sogenannte Aufsicht zu beschränken, die 
regelmäßig eine Prüfung der R'echtshandlungen 
des Selbstverwaltungsträgers auf ,die über­
einstimmung mit der Gesetzesordnung zum 
Gegenstand hat. Es verschlägt allerdings nicht, 
wenn unter genau festgelegten Normen diese 
Prüfung sich nicht nur auf die Einhaltung der 
Ges,etze, sondern auch auf gewisse andere Merk­
male erstreckt. Voraussetzung ist, daß das die 
Staatsaufsicht führende Organ sowohl hinsichtlich 
der Prüfungsziele als auch der Prüfungsmittel 
und der Zuständigkeit durch den Verfassungs­
gesetzgeber selbst bestimmte Grenzen gesetzt 
erhält. 

Den Vorschlägen der beiden Gemeindebünde 
w.ürde es entsprech·en, wenn die Staatsaufsicht 
sich auf die Prüfung der Gesetzmäßigkeit der 
Selbstverwaltungshandlungen beschränken würde. 
Anders der Standpunkt der Länder, die eine 
Staatsaufsicht in weiterem Umfang v,erfassungs­
gesetzlich verwirklicht wissen wollen. Der Ent­
wurf schlägt hier eine Lösung V'or, die den 
rechtstheoretischen Anforder'ungen an den Begriff 
derSelbstverwaltung gerecht wird, ohne jedoch 
die verwaltungsökonomischen Ziele der Länder 
inden Hintergrund zu stellen (vgl. Artikel 119 a 
Absatz 5 und 8). 

4. Verteidigung des Rechtes 
auf Selbstverwaltung durch die 

Gern e in den. 

Den Gemeinden solt durch' den Entwurf die 
Möglichkeit eröffnet werden, jede Verletzung 
ihres Rechtes auf Selbstverwaltung in einem 
recht~förmlichen Prozeß zu :erteidigen, wofür 
letztlich der Verwaltungsgenchtshof und der 
Verfassungsgerichtshof als überprüfende Organe 
in Betracht kommen. Den Gemeinden wird der 
Aufsichtsbehörde gegenüber Parteistellung inso­
weit eingeräumt, als die Aufsichtsbehörde im 
Rahmen ihres Aufsichtsrechtes Rechtshandlungen 
der Gemeinde als gesetzwi,drig behebt. Die Ein­
zelheiten hiezu sind in den Erläuterungen zu 
Artikel 119' a behandelt. Zwischen den Vor­
schlägen' der Gemeindebünde und den einschlä­
gigen Stellungnahmen der Bundesländer besteht 
in diesem Punkt keine Meinungsverschiedenheit. 

. . 

5. Das R e c h t set z u n g s r e c h tim B e­
r ,e ich der SeI b s t ver"'; alt u n g. 

Die Notwendigkeit eines Rechtsetzungsrechtes 
der Gemeinden' wird allgemein bejaht. Meinungs­
verschiedenheiten sind lediglich über den Umfang 
dieses Rechtsetzungsrechtesder Gemeinden zu-
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tagegetreten. übereinstimmung besteht darüber, 
daß dieses Rechtsetzungsrecht der Gemeinden 
nicht ruazu dienen soll, um auch Verordnungen 
zu erlassen, die gegen bestehende Gesetze ver­
stoßen. Ein gesetzänderndes Verordnungsrecht 
wird somit nicht in Anspruch genommen. Wohl 
aber soU den Gemeinden ein selbständiges Ver­
ordnungsrecht in der Richtung eingeräumt 
werden, daß sie innerhalb gewisser Grenzen 
gesetzesvertretende Verordnungen erlassen dür­
fen, die nicht gegen bestehende Gesetze und 
Verordnungen verstoßen. Die Einräumung ,eines 
selbständigen Verordnungsrechtes bildet im 
Rahmen der österreichischen Verfassungsordnung 
grundsätzlich eine Ausnahme, die einer verfas­
sungsgesetzlichen Fundierung bedirf, um Be­
standfestigkeit aufweisen zu' können (vgl. hiezu 
zum Beispiel das Erkenntnis des VerfGH., 
Slg. Nr. 2168 u. a.). 

Nach der geltenden Verfassungs rechtslage steht 
den Gemeinden ein solches selbständiges Ver­
ordnungsrecht im Bereiche der Finanzverfassung 
in Form des freien Beschlußrechtes der Gemein­
den auf Grund des § 7 Absatz 5 des Finanz­
verfassungsgesetzes in Verbindung' mit § 10 
Absatz 1 des Finanzausgleichsgesetzes, sowie im 
Rahmen des Artikels II §. 4 und § 8 des über­
gangsgesetzes von' 1929 zu, um die wichtigsten 
Beispiele anzuführen. 

Ein selbständiges V,erordnungsrecht 0 h n e 
je d e Be s ehr ä n k u n g den Gemeinden ein­
zuräumen kann. n ich t empfohlen werden, um 
keinen dritten Gesetzgeber im Staate neben dem 
Bundesgesetzgeber und dem Landesg'esetzgeber 
zu schaffen. 

Der Wunsch nach einer möglichen Beschrän­
kung des autonomen Rechtsetzungsrechtes der 
Gemeinden ist insbesondere von den Bundes­
ländern vorgetragen worden. Wenn im vor­
liegenden Entwurf vorgeschlagen wird, das Ver­
ordnungsrecht auf sogenannte ortspolizeiliche 
Angelegenheiten zu beschränken, so wird dieser 
Begriff sowohl die sogenannte Sicherheitspo~izei 
als auch die sogenannte Verwaltungspolizei um­
fassen. 

11. Entstehungsgeschichte des Entwurfes. 

Das Bundeskanzleramt hat im Einvernehmen 
mit dem Bundesministerium für Inneres über den 
Ende des Jahres 1960 vom österreichischen 
Städtebund und vom österreichischen Gemeinde­
bund der Bundesregierung vorgelegten, in einer 
Studienkommission erarbeiteten Entwurf einer 
Gemeindeverfassungs-Novelle zunächst Beratun­
gen mit den Bundesländern eingeleitet, um deren 
Standpunkt zu den Vorschlägen der Gemeinden 
kennen zu lernen. 

Unter Heranzi,ehung des sachverständigen 
Rate~ des Bundeskanzleramtes' und des BuIldes­
ministeriums für ,Inneres haben die Länder in 
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zwei Tagungen, und zwar in Niederösterreich 
und S;J.lzburg, ihren Standpunkt zu diesen Vor­
schlägen der Gemeinden erarbeitet ul1Jd Ende 
Sommer 1961 dem Bundeska.nzleramt in Form 
eines Gegenentwurfes (im folgenden Länlderent­
wurf genannt) vopget,ragen. 

Das Bundeskanzleramt war in der weiteren 
Folge bemüht, zwischen den Standpunkten der 
Länder einerseits und der' Gemeinden anderseits 
eine niittLere Lösung zu erarbeiten. Unt~r Zu­
grundelegung dieser Richtschnur wurde ein 
Ministerial'entwurf samt eingehenden Erläute­
rungen erstellt, der mit Rundschreiben vom 
28. November 1961 sä~tlichen Bundesministe­
rien, sämtlichen Ämtern der Landesregierungen, 
den gesetzlichen Interessenvertretungen und den 
beiden 'genannten Gemeindebünden zur Begut­
achtung zugeleitet worden ist. Die Länder und 
ebenso die beiden Gemeindebünde haben es für 
zweckmäßig angesehen, vor Abgabe eines Gut­
achtens neuerlich unter Heranziehung des sach­
verständigen Rates des Bundeskanzleramtes und 
des Bupdesministeriums für Inneres ihre Stellung­
nahmen zu diesem Ministerialentwurf zu 
erarbeiten. Demgemäß fand eine' Länder­
bespre#mng ,Mitte Jänner dieses Jahres in Klagen­
furt und eine Besprechung der Verteter des 
Städtebundes und des Gemeindebundes ei~e 
Woche später in Wien statt. Die Ergebnisse dieser 
heiden Verhandlungen ermöglichten es sodann 
den Ländern, dem Stäidtebund und dem Ge­
meindebund, ihre Gutachten zu dem Ministerial­
entwurf abzugeben. Auch die Äußerungen der 
befragten Bundesministerien und der gesetzlichen 
Interessenvertretungen sind inzwischen erstattet 
worden. 

Es~~t von Interesse, festzustellen, daß der 
Städte~und und der Gemeindebund ein gemein­
sames übereinstimmend~s Gutachten' Zu dem 
Ministerialentwurf erstellt haben, was umso 
bedeutsamer ist, als Groß- und Kleingemeinden 
dem Ministerialentwurf gegenüber eine geschlos­
sene ,~einheitliche Auffassung vertreten. Sie 
bezeichnen den vom Bundeskanzleramt im Ein­
vernehmen mit dem Bundesministerium für 
Inneres erstellten Entwurf als eintauglidtes In­
strument zur Neuregelung des österreichischen 
Gemeinderechtes. Dies möge deshalb hier fest­
gehalten werden, weil eine Reihe von begut­
achtenden Stellen - seien es Ministerien oder 
gesetzliche Interessenyertretungen - na,ch wie 
vor einer unterschiedlichen Regelung, je nach 
Groß- und Kleingemeinden, das Wort reden. 

IH. Besondere Bemerkungen zu einzelnen 
Artikeln. 

A. Der Entwurf ist in Hinf Pal'lagraphe ein­
geteilt, von denen die §§ 1, 2 und 3 die Grund­
sätze der Neuordnung der Gemeindeverfassung 
enthalten, während die § § 4 und 5 übergangs-

bestimmungen,. Anordnungen über die Erlassung 
der erforderlichen Durchführungsgesetze, das 
Außerkrafttreten hisheriger bundesverfassungs­
gesetzlicher Vorschriften über das Gemeinde­
verfassungsrecht und Anordnungen über die 
Vollziehung enthalten. 

Der Systematik nach bildet das Kernstück der 
Novelle der § 2, der eine Neuordnung des 
Gemeindeverfassungsrechtes ,der Artikel 115 
bis 119 B.-VG. in der bisherigen Fassung nor­
miert. 

Der vom Städtebund und vom Gemeindebund 
der Bundesregierung vorgelegte Entwurf behan­
delt das Gemeiriderecht nicht mehr, wie es das 
Bundes-Verfassungsgesetz bisher getan hat, im 
Vierten Hauptstück des Bundes-Verfassungs­
gesetz,es, das die überschrift trägt "Gesetzgebung 
und Vollziehung der Länder". Dieses Vierte 
Hauptstück .ist derzeit in drei' Abschnitte und 
zwar "A. Allgemeine Bestimmungen", umfassend 
die Artikel 95 bis 107, "B. Die Bundeshauptstadt 
Wien", umfassend die Artikel 108 bis 111 (die 
Artikel 112 bis 114 sind durch die Bundesverfas­
sungs-Novelle von 1925 aufgehoben worden), 
und "C. Gemeinden", umfassend die Artikel 115 
bis 120, gegliedert. Der von ,den beiden' Bünden 
gemachte Vorschlag will die Regelung des Ge­
meindeverfassungsrechtes einem eigenen Haupt­
stück vorbehalten wissen. Die Bundesländer 
glauben gerade jn diesem' und noch in einer 
Reihe anderer Vorschläge den Versuch einer Ent­
wicklung der Gemeinden zu einer, Art Eigen­
staatlichkeit erkennen zu müssen. 

Ohne mit der Frage rechten zu wollen, ob 
die Zusammenfassung der Bestimmungen über 
die Gemeinden rin einem, eigenen Hauptstück 
Merkmale der Eigenstaatlichkeit der Gemeinden 
an sich tragen würde, hält es der von der Re­
gierung vorgelegte Entwurf für richtig, an der 
bisherigen systematischen Einteilung des Bundes­
Verfassungsgesetzes nichts zu ändern. 

Der Aufbau des Entwurfes geht von dem 
Grundsatz aus, daß das Bundes-Verfassungsgesetz 
in erster Linie die. für die Gesetzgebung des 
Bundes und der Länder bindenden Vorschriften 
über diie Gestaltung des Gemernder,echlles auf­
zustellen hat. Und hier ist es entsprechend der 
Kompetenzverteilung' zwischen Bund und Län­
dern gemäß den Artikeln 10 bis 15 B.-VG. 
grundsätzlich der Landesgesetzgeher, an den sich 
die Gesetzesbefehle der Artikel 115 bis 119 a 
B.-VG. in der Fassung, des vorgeschlagenen Ent-
wurfes richten sollen. . 

Zu § 1: 

Die Ziffern 1 und 3 bringen eine im Zu­
sammenhang mit der Verwirklichung des Pro­
grammes der Arti~el115 bis ,119 B.-VG. , stehende 
notwendige Regelung der Zu~tändigkeiten. zur 
Ordnung des Dienstremtes de~:~bngestellten der 
Ortsgemeinden. '. 
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Nach der bisher bestehenden Rechtslage ist das 
Dienstrecht der Ang,estellten der Ortsgemeinden, 
die behördliche Aufga:ben zu vollziehen haben, 
im Zusammenhang mit der Organisation der 
Verwaltung zu regeln (vgl. Artikel 21 Absatz 3 
des B.-VG.)'. Damit ist der Zusammenhang mit 
Artikel 120 B.-VG. betont worden. Da aber 
hinsichtlich der 0 r t sgemeiriden nunmehr eine 
endgültige verfassungsI'echtliche Regelung vor­
geschlagen wird, ist es auch notwendig, hinsicht­
lich der Kompetenz zwischen Bund und Ländern 
auf dem Gebiet des,Dienstrechtes der Ange­
stellten der Ortsgemeinden, die behördliche Auf­
gaben zu besorgen haben, eine endgültige Re­
gelung zu treffen. 

Solange das im Artikel 120 B.-VG. verheißene 
Verfassungsgesetz über die Organisation der 
Verwaltung nicht erlassen ist, ist die Regelung 
des 'Dienstrechtes der, Angestellten d,er Orts­
gemeinden, die behördliche Aufgaben zu besorgen 
haben, Sache der Landesgesetzgebung (vgl. hiezu 
das Erkenntnis des VerfGH., Slg. 1936/50'). 

Dem im Artikel 21 Absatz 1 aufges~ellten 
,Grundsatz,' demzufolge"' das Dienstrecht ein­
schließlich des Besoldungssystems und des Dienst­
rechtes für jene Angestellten des Bundes und der 
Länder, die behördliche Aufgaben zu besorgen 
haben, nach einheitlich~n Grundsätzen durch 
Bundesgesetz zu regeln 1st (Artikel 10 Absatz 1 
Ziffer 16 und Artikel 12 Absatz 1 Ziffer 8 
B.-VG.), entspricht es, die Grundsatzgesetzgebung 
des Bundes auch für das Dienstrecht der An­
gestellten der Ortsgemeinden, die behördliche 
Aufgaben zu besorgen haben, zu normieren~ 

, \ 

Die Ziffern 1 l,lnd 3 des § i bringen im Weg 
der entsprechenden Ergänzung des Artikels 12 
Absatz 1 Ziffer 8 und des Artikels 21 B.-VG. 
die gebotene Neuordnung. 

Zu § 1 Ziffer 2: 

Artikel 15 enthält in seinem Absatz 2 eine 
Definition des Begriffes der, örtlichen Sicherheits­
polizei, die an die neufor~ulierte Bestimmung 
des eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde, 
wie er im Artikel 118 Absatz 2 des Entwurfes 
darg.estelit ist, anzupassen ist. 

Zu § 1 Ziffer 4: 

Eine Neufassung des letzten Satzes des Ar­
tikels 102 Absatz 6 erweist sich als notwendig, 
weil die jetzige Fort»ulierung davon ausgeht, daß 
nur solche Angelegenheiten in den selbständigen 
Wirkungsbereich der. Gemeinden übertragen 
werden können, die in den Landesvollziehungs­
bereich fallen. Das wird aber in Zukunft insofern 
and~rs sein, als auch aus dem ,Bundesvollziehun:gs­
bereich Angelegenheiten ~ein" ,sel'1:~ständigen Wir­
kungsbereich der Gemeinden 'zugeordnet werden 
können. 
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Zu § 1 Ziffer 5: 

Zufolge § 8 Absatz 8 des übergangs~esetzes 
in der Fassung von 1925 finden für dIe Ver­
waltung im Lande Wien nur die VorsChriften 
unter Ht. c und f dieses § 8 Absatz 5 A~wendung. 

Die Bundeshauptstadt Wien genießt zufolge 
Artikel 108 B.-VG. einerseits die Stellung ~ines 
Landes, anderseits die einer Gemeinde. Wenn 
nun das Programm der Bundesverfassung über 
die verfassungsrechtliche Stellung der Gemeinden 
endgültig geregdt wird, wird die Bundeshaupt­
stadt Wien hievon nicht ausgenommen werden 

. können. Da' die Bundeshauptstadt Wien jedoch 
gleichzeitig Land ist, können die Bestimmungen 
der Artikel 115 bis 119 a neuer Fassung deshalb 
nicht in vollem Umfang auf die Bundeshaupt­
stadt Wien anwendbar erklärt- werden, weil ins­
besondere die Vorschriften über das Aufsichts­
recht durch" das Land der praktischen Bedeutung 
entbehren müßten; Am Rande sei bemerkt, daß 
schon zufolge der eben genannten übergangs­
bestimmung des § 8 Absatz 5 deren lit·. e, die 
das Aufsichtsrecht geregelt hat, für die Bundes­
hauptstadt Wien nicht anwendbar war." 

Wenn aber den Gemeinäen nach der vor­
geschlagenen Regelung künftig im selbständigen 
Wirkungsbereich auch Aufgaben aus dem VoU­
ziehungsbereich des B und e s zugängli<;h sind, 
so bedürfen die aus dein Wirkungsbereich des 
Bundes herrührenden Vollziehungsaufgabeneiner 
aufsichtsbehördlichen Kontrolle, wofür Ar­
tikel 142 Absatz 2 lit. d des B.-VG.heran­
gezogen werden soll. 

Zu § 2: 

Zu Artikel .115: 

Zu Absatz 2: Die Bestimmung, wonach die Lan­
desgesetzgebung das Gemeinderecht nach den fol­
genden Grundsätzen zu regeln hat, hat eine dop­
pelte Bedeutung: Es soll damit zum Ausdruck gc­
bracht werden, daß die Bundesverfassung hin­
sichtlich der Organisation der Gemeinden- nicht 
unmittelbar anwendbares Recht schaffen will, 
SOIrudern daß es sich beim Gemeindeorganisations­
recht um eine Materie handelt, !bei der grundsätz­
lich den Ländern die Ausführungsgesetzgebung 
im Rahmen von bundesverfassungsgesetzlich ein­
heitlich aufgestellten Grundsätzen zukommt. Der 
Unterschied zu den Kompetenzta!)beständen des 
Artikels 12 B.-VG. 'besteht nur darin, daß diese 
Grunds,ätze bereits in der Bundesverfassung selbst 
festgelegt sind und nicht in einem eigenen Grund­
satzgesetz -des Bundes. Es ist dies übrigens ,nichts 
iJ.nderes als die bisherige Verfassungslage, nach 
der das Gemeindered1t LandeSr~cht ist; wobei 
jedoch gewisse Bestimmungen des Reichs­

gemeindegesetzes von 1862 für die Landesgesetz­
gebung unüberschreitbare, Schranken aufrichten. 

639 der Beilagen IX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original) 13 von 32

www.parlament.gv.at



14 

fi~e solche Rechtslage entspricht auch dem staat­
lichen Stufenhau, da die Gemeinden den Ländern 
eingegliedert sind und die~e wiederum den Bund 
bilden. . 

Da mit der vom Erutwurf vorgeschlagenen Kon­
struktion, bestimmt wird, daß den Gemeinden 
zur Besol'gung im e i gene n Wir k u n, g s­
be r eie h nicht nur Angelegenlheiten! obliegen 
soHen, die i,n Ges1etzgebung und Vollziehung 
Landessache sind, sondern auch solche, die 'bisher 
in die Gesetzgebung und Vollziehung des Bundes 
oder in die Gesetzgebung des Bundes und in 
dlie VoUzi·ehung der Länder gehörten, ist es 
notwendig, die Landesgesetzgebung insoweit 
zu beschränken, als der eigene Wirkwngsbereich 
der Gemeinden Angelegenheiten der eben er­
wähnten Art aus dem. Bereich des Bundes zum 
Gegenstand hat. übrigens hatte schon das bis­
herige Recht im § 8 Absatz 5 lit. e des Ober­
gangsgesetzes in der Fassung von: 1925 die Hand­
habung des staatlichen Aufsichtsrechtes Uber die 
Ortsgemeinden insoweit dem Bund vorbehalten, 
als es sich' um die Auflösung von Vertretungs­
körpern der Ortsgemeinden in Wahrung der 
Interessen des Bundes oder um die Sistierung 
von BeschlÜssen dieser Vertretungskörper han­
delt, durch die ihr Wirkungsbereich zum Nach­
teil des Bundes überschritten wird, oder in An­
gelegenheiten der mittelbaren BUridesver~altung 
Gesetze verletzt oder fehlel1haft angewendet 
werden. 

Zu Artikel 116: 

benl; ihren Haushalt selbständig zu führen und 
Abgaben einzuheben:" 

Gegenüber den diesen Gedanken des Ar­
tikels 118 B.-VG. im wesentlichen überneh­
menden Bcstimmungert des Artikels 116 Absatz 2 
neuer Fassung sind zwei extreme Auffassungen 
feststellbar,und zwar: 

a) Die Bundeskammer der gewerblichen Wirt­
schaft und ·die Rechtsanwaltskammer SaIzburg 
neigen der Auffassung zu, daß der Erwerb von 
Liegenschaften und die Fiilhrungwirts.chaftlicher 
Unternehmunlgen. . nur dann den Gemeinden 
offenstehen solle, wenn dies im Interesse dei: 
Gesamtheit der Gemeindeeil1JWohner liege und 
es sich um die Erfüllung von. Versorgungsauf­
gaben handelt. Die Bundesländer sind zum 
T eil dieser Auffassung beicgetreten, indem sie 
der Landesgesetzgebung im Wege des B.-VG. das 
Recht gewahrt wissen wollen, für die Führung 
wirtschaftlicher Unternehmungen durch die Ge­
meinden die Möglichkeit von BeschränkungelnJ 
aufstellen zu können. 

b) Die andere, dieser Auffassung entgegen­
gesetzte Ansicht, die insbesondere vom StäJdte­
bund und vom Gemeindebund vertreten wird, 
geht ,dahin, daß Artikel 118 B.-VG. der geltenden 
Verfassungsordnung im wesentlichen unverändert 
übemommen wird. Danach sind die Gemeinden 
selbständige Wirtschaftskörper, sie habe:tli das 
Recht, Vermögen aller Art zu besitzen und zu 
erwerben. Die Schranken, die die Gesetzgebung 
des Bundes und der' Länderaufsteilendarf, be­
ziehen· sich lediglich auf die Verfügung hierüber 

Zu Absatz 1: Ahsatz 1 entspricht dem gel- und auf den Betrieb wirtschaftlicher Unter­
ten,den Recht. Die Landesgesetzgebung wird .nicht nehmungen. 
gehindert sein, Eint'i,chtungen - wie die früher Der Entwurf geht einen Mittelweg, der, letzt­
bestandenen Fraktionen oder Ortschaften - zu lich auch die Zustimmung des Städtebundes und 
schaffen und diesen einen Aufgahenlbereich zu- des Gemeinodebundes sowie einer Reihe von 
zuweisen, da sich dies in der Praxis als erfor- Ländern gefl,luden haben dürfte. Es wird nämlich 
derlich oder zumindest als zweckmäßig er- angeordnet, daß die Gemei,niden selbständige 
wiesen hat. Wirtschaftskörper sind, die das Recht haben, 

Zu Absatz 2: Eine Definition des Begriffes innerhalb der Schranken der all gern e i n'e n 
"Gemeinde" zu geben ist zwar entbehrlich, wohl B und e s~ und L a n des g e setz e Vermögen 
aber muß verfassungsgesetzlich klargestellt wer- aller Art zu besitzen und zu erwerben und 
den, daß die Gemeinden als Gebietskörperschaften darüber zu verfügen und wirtschaftliche Unter­
,organisiert sind, woraus sich ihre hehördliche und nehmungen zu hetreiben; mit anderen Worten: 
wirtschaftliche Handlungsfähigkeit ergibt. Sind es i'St der Bundes~ und ;tuch de·r Landesgesetz­
die Gemeinden mit Recht~persönlichkeit aus ge- gebung verwehrt, diskr.iminierende Vorschr'iften 
stattet, so ist darin. auch die Ver.mögensfä'higkeit gegenüherden Gemeinden auf diesem Gebiet auf­
enthalten sowie die Fähigkeit, Vermögen zu er- zustellen. Daß die Gemeinden ebenso wie die· 
werben, hierü:ber zu verfiigen, einen Haushalt gesamte Verwaltung des Staates de~ Prinzip der 
zu beschließen und Ahgaben zu erhebeni. G~setZlIlläßigkeit unterworfen sind; ist im Allge-

Der derzeit zwar nur ein Programm dar- meinen Teil der Erläuternden Bemerkungen dar-
stellende Artikel 118 des B.-VG. bestimmt: gelegt worden, im Absatz 2 hinsichtlich d~r 

"Die Ortsgemeinden und Gebietsgemeinden ~em.tspersönlichkeit und Handlungsfähigkeit ko-
sind auch selbständige Wirtschaftskörper; sie I dlfizlert..'. .' . 
haben das Re~t, Vermögen aller Art. zu besitzen I Zu Absatz 3: Die gegensätZlichen. Auffassung.en 
und zu erwerben und· innerha1b der Schranken der Gemeindebünde und der Länder darüber, ob 
der' Bundes- unJ. Lal1!desgesetze darüber zu ver- Gemeinden bestimmter Art ein Rechtsansprum 
fügeni wirtschaftliche ynternehmun~en zu betrei- ; auf Ve:r1ei,hung eine's eigenen Statutcseingeräumt 
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werden soll und ob. durdl das Bundes-Ver-! heitlich. Es ,besteht keine Notwendigkeit, die 
fassungsgesetz die Landtage' zur Erlassung ent~ historisch gewordeneru Bezeichnungen durch den 
sprechender Landesgesetze bei Zutreffen, der ver- Bundesverfassungsgesetzgeber völlig einheitlich 
fassungsge.setzlichen Vorau~setzungen g~zwun~en I zu gestalten .. Aufgabe" des Bundesverfassung.s­
we.~en sollen, konnten bIsher auf kemen em-j ge~e~zgebers Ist es, d.afur zu sorgen, daß :m 

, heltlIchen Nenner gebracht werden. Mmlmum von Gememdeorganen vorthanden Ist. 

Im wesentlichen sind zwei extrem. e. Auffassun-j Fer~er hat der Bundesv:rfassungs~esetzgeber 
gen aus den Gutachten zu erkennen: dafur Sorge zu ;ragen, daß dl~~e Gemelr~deorgane 

) S "d b d d G . d b d bef" I nach demokratischen Grundsatzen gebIldet und 
. a ta te' un un emem e ~n ' ,u~worten eingerichtet sind. ' 

eIne Regelung, derzufolge Gememden mIt mehr ... 
als 20.000 Einwohnern durch Landesgesetz zu Der E.ntwurf le'h~t sIch. bel der .FormulIerung 
Städten mit eigenem Statut zu erklären sind, d~r Be.stl~mungen uber dIe Gememdeorgane an 
wenn Landesinteressen dem nicht entgegen5tehen. dIe !?lktlOn des BU:D<desverfassungsges~tze~ vom 

b) d' B d I" d d " d . R 22. Janner 1958, BGBI. Nr. 12, womIt dIe Be-
le ~n es an er agegen wur ,en eIne ege- stimmungen des Bundes-Verfassungsgesetzes in 

lung vorzIehen, derzufolge es der Landesgesetz- d F 1929 "b d' Z "d' k . 
b 

' f' 11' . er assung von u er le ustan Ig elten 
ge un'g relgeste t Ist (Kann-Bestuumung), Ge- I f 0 • h, f " d . 

. d . h I 20000 E' h (es Ver as,unj!sgenchts 0 es erganzt wer en, an. mem en mIt me ras. mwO', nern zu -.... 
Städten mit eigenem Statut zu erheben. Wenn vorgeschneben WIrd, c\aß em Gememde-

D r d E f ch 11 d vorstand (Stadtrat) neben dem Bürgermeister in 
er. vor legen e. ntwu~. versu t, SOW() 1 en der Gemeindeordnung vorzusehen ist, so ist 

Gememden als auch den Landern dadurch gerecht cl • k . . d' ., R'h 
d d ß 

.. d N c amlt emeswegs - wIe les etwa In einer el' e 
zu wer en, a er zwar eIne zwmgen e orm S II 'h d E f" ß f 11 d' b d . bh'" ch d ß von te· ungna men zu em ,nltwur ge au ,ert 
au ste .t, lese a e.r avon a anglg ma t, a wurde _ die Verwaltung nach dem sogenannten 
Landesmteressen nIcht entgegenstehen,. R t . d' G . d . 'ch . , essor system . In er em eIn e eInzun ten. 

Zu Absatz 4: Im Absatz 4 wird die Möglichkeit I Sofern der Gemeindevorstand neben dem Bürger­
dem Grundsatz nach verankert, "für einzelne meister im selbständigen Wirkungsbereich Auf­
Zwecke" Gemeindeverbän,de zu bilden. Der Aus- gaben 'besorgt, wäre es mit der Verfassungs rechts­
druck "für einzelne Zwecke" soll klarlegen, daß lage durchaus vereinbar, in den Gemeindeord­
der zuständigen Gesetzgebung die Schaffung a 11- nungen zu bestimmen, daß die Mitglieder des 
zuständiger Gemeindevel'bände derzeit, solange Gemeindevorstandes auch im selbständigeru Wir­
nicht die weiteren Grunds'ätze über die Einrich- kungsbereich an die Weisun,gen des Bürger­
tung der al1gemeinen staatlichen Verwaltung nach meisters gebunden sind. 
dem Grundsatz der Selbstverwaltung erlassen 
sind, verwehrt ist. Eine solche Bestimmung ist 
notwendig, um diesem noch durch hundesver­
fassungsrechtliche Regelungen zu, verwirklichen­
den Programm (Artikel 120 B.-VG.) nicht vorzu­
greifen. 

Gemeinden werden sich in zweifacher Art zu 
Gemeindeverbänden zusammenschließen können 
und zwar: 

a) im Wege freiwilliger Vereinigungen, 
b) zwangsweise, und hier wieder 

aa) durch behördlichen Verwaltungsakt, 

Zu Absatz 2: Die Formulierung dieses Absatzes 
entspricht, a:bgesehen von gewissen textlichen Ab­
weichungen, der im Artikel 119 Ahsatz ;2 des 
geltenden Rechtes enthaltenen Vorschrift. 

Es sei allerdings bemerkt, daß im Begut-, 
achtungsverfahren sowohl in der Richtung 
Wünsche vorgebracht worden sind, die im Ar­
tikel 119 Absatz' 2 geltender Fassung enthaltene 
einjährige Frist grundsätzlich fallen zu lassen oder 
zumindest zu verkürzen, als auch Wünsche in 
der entgegengesetzten Richtung, nämlich die Frist 
maßgebend zu verlängern. 

bh) durch Gesetz. 
. . Zu Absatz 3: Die im Absatz 3 gewählte For-

. D~r .Entwurt: o:dnet an, daßeme ~wangswelse mulierung soll ins()nderheit das sogenannte 
V cremlgung, dIe Im Wege der VollZIehung ver- . Frakti()nswahlrecht das in einzelnen Gemeinde-
fügt wi~d, nur .~ann vorgen.ommen werden d~:f, I ordnungen vorges~hen ist, ermöglichen. ' 
wenn dIe betelhgten GemeInden vorher gehort 
worden sind. 

Im Hinblick auf die Bestimmung des § 3 Abs. 2 
des Finanzverfassungsgesetzes sind solche auf 
Grund dieser V edassungsvorschrif t . errich tete 
Verbände .vonder Bedarfsumlegung ausge­
schlossen. 

Zu Artikel 117: 

Zu Absatz 1: Die Bezeichnung der Gemeinde­
organe ist in den einzelnen Ländern nicht ein-

Zu den Absätzen 3 und 4: Diese Bes~immungen 
entsprechen im wesentlichen dem Artikel XIV 
des Reichsgemeindegesetzes, der zufolge § 8 Ab­
satz 5 liit. f des Obergangsgesetze~ von 1925 unter 
verfassungsgesetzlichen Schutz gestellt ist. 

Zu Absatz 5: Mit der Anordnung, 'daß aJs 
Hilfsappara:t der Gemeindeorgane ein'Ge'meinde­
lmt und in Städten mit eigenem Statut ein 
Magistrat zu betrauen ist und ·daß zum Leiter 
des inneren Dienstes eines Magistrates - nicht 
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aber eines Gemeindeamtes - ein rechtskundiger 
Verwaltungsbeamterzu bestellen ist, bewegt sich 
der Entwurf durchaus im Rahmen der bestehen­
den Regelungen. 

Die Diktion dieses Absatzes läßt zwar er­
kennen, daß das Gemeindeamt grundsätzlich 
keine Organfunktion hat; es steht jedoch von 
Verfassungs wegen nichts entgegen, in der Ge­
meindeordnung dem Gemeindeamt Organfunk­
tion zuzuerkennen. 

Zu Artikel 118: 

. Eines der Kernstücke des Entwurfes bilden die 
Bestimmungen ü:ber den eigenen Wirkungsbereich 
der Gemeinden. Was vom allgemeinen verwal­
tUilgsrechtlichen und staatsrechtlichen Gesichts­
punkt zum eigenen Wirkungsbereich zu sagen ist, 
iSt im Allgemeinen Teil der Erläuterungen dar­
gelegt. Daß das Rech.\: der Gemeinde auf Sdbst­
verwaltung nur den eigenen Wirkungsbereich zu 
umfassen hat, ergibt sich aus der verwaltungs­
rechtlichen Begriffsbestimmung des eigenen Wir­
kungsbereiches und aus dem Begriff der Selbst­
verwaltUri:g. Entscheidend für die Neuregelunlg 
war es, eine praktisch brauchbare Abgrenzung der 
Wirkungsbereiche der Gemeinde, und zwar des 
eigenen und des übertragenen Wirkungsbereiches, 
derart zu finden, ·daß dem eigenen Wirkungs­
bereich für eine kümtige Entwicklung der Weg 
nicht verbaut ist. Die richtige Begriffsbildung des 
eigenen Wirkungsbereiches hat davon auszugehen, 
daß einerseits mit dem sogenannten garantierten 
Wirkungsbereich, wie ihn die übergangsnovelle 
vOn 1925 und hier fo~g~nd die stiindige Recht­
sprechung. geschaffen und ausgelegt haben, und 
mit der ·daraus sich ergebenden Versteinerung 

. dieses Wirkungsbereiches 'und eines Verbotes 
jeglicher freien Entwicklungsmöglichkeit energisch 
aufgeräumt wird. Der eigene Wirkungsbereich 
muß vielmehr so gefunden werden, daß ~n\ Form 
einer Generalklausel die Gemeinde als die primäre 
Stelle des öffentlichen Lebens mit Funktionen er­
füllt wird und die höheren Gehilde, wie Land 
und. Bund, g,runds~tzlich nur subsidiär ,in Erschei­
nung zu treten haben und zwar dann, wenn die 
kleinere Gemeinschaft Aufgaben zu besorgen 
hätte, die ihre Leistungsfähigkeit übersteigen, die 
kleinere Gemeinde also eine Aufgabe nicht mehr 
be~ältigen kann. Daniitwird ein dyna~isc4er 
Begriff an die Stelle des starren Begriffes des 
eigenen Wirkungsberejches .gesetzt. Dieser muß 
nach folgenden Gesichtspunkten hin orientiert 
seIn: 

a) die Aufgaben müssen im ausschließlichen 
oder überwiegenden Interesse der in der 
Gemeinde verkörperten örtlichen Gemein­
schaft liegen; 

b) die Aufgaben müssen g e e i g n e t sein, 
durch die Gemeinschaft besorgt zu werden; 

c) die Beschränkung des eigenen Wirkungs­
bereiches auf die örtlichen Grenzen bedeutet 
nicht nur eine territoriale, sondern auch 
leistungsmäßige Abgren!Zung. 

Indes ist weder eine verfassungsrechtliche noch 
eine rechtspolitische Notwendigkeit noch auch 
ein Ülberzeugender Grund für die Abgrenzung 
des eigenen Wirkungsbereiches in der Richtun.g 
gegeben, daß in diesem Punkt zwischen Groß­
und Kleingemeinden unterschieden werden 
müßte. Die Dynamik macht es aus, was in den 
eigenen und was in. den übertragenen Wirkungs­
bereich gehört. Artikel V des Reichsgemeinde~ 
gesetzes zeigt deutlich, daß es die Zielsetzung 
schon d,ieses Reichsgemeitndegesetzes w:ar, der Ge­
meinde gewisse Tätigkeiten gegenüber der sta:at­
lichen Machtfülle zu sichenfli. Es war und ist die 
Sorge des Gesetzgebers, die Grenzlinie zwischen 
Regierungsgewalt und Gemeindegewalt l!U ziehen. 
Hiebe.i scheint es wichtiger, der Gemeinde Befug­
nisse zu sichern, als ihr Pflichten aufzuerlegen. 
Schon das Wort "Wirkungskreis", dessen sich 
der Gesetzgeber in Anlehnung an das Reichs­
gemeindegesetz bedient, deutet einer Wortinte~­
pretation, gemäß auf den "Kreis des Wirkens", 
also auf den Umkreis der Betätigung hin. Dieser 
Wortinrerpretatio'n, gemäß reicht der Wirkungs­
kreis genau so weit wie die faktis·che Lebens­
betätigung. Niemand,we,der der Mensch noch die 
Summe der Menschen, das ist in unterster Stufe 
die Gemeinde,. kann diesen Wirkungsbereich 
potentiell überschreiten. Freilich wird unter dem 
Wirkungskreis, wie die Vorschriften über die 
Aufsicht und über den In'halt des Aufsichtsrechtes 
noch dartun werden, nicht ein natürlicher, son­
dern ein t:echtlich abgegrenzter Wirkungsbereich 
im Siilnedes Ab3atzes 2, somit nidlt ein Tätig­
keitsgebret' überhaupt, sondern e~nerlaubtes 
Tätigkeitsg-ebiet (vgI. hiezu Brockhausen, "Die 
öste.rreichische Gemeindeordnung; Grundgedan­
ken und Reformideen", Wien 1905, Seite 113) 
veI1standen. Dieser \Virkungsbereichder Gemei:rvde 
ist aber nicht so sehr vom Dürfen als vielmehr 
vom Können bestimmt. Das ergibt sich aus der 
\\T ortzusammensetzung des Absatzes 2 "geeignet 
sind". 

Der eigene Wirkungsbereich ist nicht nur auf 
die behördliche Tätigkeit beschränkt, sondern 
auch auf die nichtbehördliche Tätigkeit abgestellt. 
Von einer positivrechtlich orientierten Betrach­
tung aus gesehen, steHt der eigene Wirkungs­
bereich ein Minimum von Kompetenzen dar, das 
den Grad der Dezentralisation des Staates ver­
sinnbildlicht,um vom Standpunkt der Kel~ 
senschenRechtslehre aus die Berechtigung der 
Stellung der Gemeinde in einer Verfassqpgs­
urkunde zu erläutern. Man kann nun freilich 
fragen - wenn das Rechtsstaatsprinzip doch auch 
zweifelsfrei für die Gemeinden gilt -, ob über­
haupt noch dem Einteilungsgesichtspunkt eigener 
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und übertrag,ener Wirkungsbereich eines Selbst­
verwaltungsträgers Berechtigung zukommt. Denn 
auch im eigenen Wirkungsbe.reich wi.rd die Ge­
meinde ja in Durchführung der Gesetze -tätig. 
Eine völlig selbständige, durch Gesetze nicht be­
schränkte Verwaltungstätigkeit ist im Rechtsstaat 
überhaupt nicht denkbar. Dem muß wiederum 
mit der Kelsenschen Rechtsauffassung über die 
Funktion der Selbstverwaltung geantwortet 
werden, daß es sich dann eben nur um einen 
größeren oder geri'ngeren Grad von Selbständig­
keit - von Dezentralisation - handelt, was in 
den Worten eigener und übertragener Wirkungs­
bereich zum Ausdruck kommen soll. 

Der Entwurf stellt gegenüber der bisher be­
standenen, vor allem auf der Rechtsprechung des 
V,erfassungsger~chtshofes beruhenden Rechtslage 
im Interesse der Verwirklichung einer echten 
Selbstverwaltung der Gemeinden den Grundsatz 
auf, daß auch Aufgaben, die in Gesetzgebung und 
Vollziehung Bundessache sind, im eigenen Wir­
kungsbereich der Gemeinden vo}l1zogen werden 
können. Bei Gesetzwerdung' der geplanten Neu­
regelung würden somit sowohl Angelegenheiten 
des Bundes als auch - wie auch schon bisher -
Aufgaben der Länder künftig na eh Maß gab e 
der Ge s ~ t z g e b u n g im eigenen Wirkungs­
bereich der Gemein,den vollzogen werden ~ön­
nen. Mit .einer solchen Regelung sind Länder und 
Gemeinden grundsätzlich einverstanden. 

Aus den Gutachten einiger ZentralstelIen des 
Bundes und gesetzlicher Interessenvertretungen 
ist zu entnehmen, daß offenbar Unklarheit 
darüber besteht, wonach es sich bestimmt, ob eine 
Aufgabe dem selbständigen Wirkungsbereich oder 
dem übertragenen Wirkungsbereich einer Ge­
meinde zugehört. Ob eine Aufgabe im selb­
standigen Wirkungsbereich der Gemeinde wahr­
zunehmen ist oder nicht, bestimmt sich nach den 
Gesetzen, und zwar nach denen des Bundes oder 
der Länder, je nach der Gesetzgebungszuständig­
keit der beteiligten beiden Staaten. Das kann 
schon deshalb nicht anders sein, weil. ja auch der 
eigene Wirkungsbereich der Gemeinden dem 
Grundsatz der Gesetzmäßigkeit unterworfen ist 
und die Gemeinde im eigenen Wirkungsbereich 
unter Beachtung der Bundes- und Landesgesetze 
vorzugehen hat; dies kommt deutlich im Ar­
tikel 118 Absatz 4 des Entwurfes zum Ausdruck. 
Damit ist klargestellt, daß auch der eigene Wir­
kungsbereich auf Gesetze rüddührbar ist und 
nur soweit wahrgenommen werden darf als Ge­
setze bestehen. Allerdings sind die Einwirkungs­
möglichkeiten des Staates auf die Vollziehung im 
eigenen Wirkungsbereich geringer als sie es 
wären, wenn die Aufgaben. dem übertragenen 
Wirkungsbereich zugehörep. würden. 

Es ist im Zusammenhang mit der Definition 
de~ eigenen Wirkungsbereiches im Artikel 118 
Ab$atz 2 und der Bestimmung des Absatzes 3 
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dieses Artikels der Meinung Ausdruck verliehen 
worden, es könnte nun je nach OrganisatiOn, 
Art, Größ,e, Umfang usw. einer Gemeinde eine 
Aufgabe einmal eine solche des eigenen Wir­
kungsbereiches der Gemeinde sein, während die 
gleiche Aufgabe, wenn sie durch eine andere Ge­
meind·e wahrgenommen wird, dem übertragenen 
Wirkungsbereich zugezählt werden muß. Auch 
dies beruht offenbar auf einer irrtümlichen Aus­
legung der beiden Absätze und illsbesondere 
einer irrtümlichen Auffassung der Erläuternden 
Bemerkungen. Es kommt nicht darauf an, wie 
die. Sachlage in concreto, sondern wie sie in 
abstracto gestaltet ist. Die Umformulierung des 
Absatzes 2 sowie die Anfügung eines weiteren 
Satzes "Die Gesetze haben derartige Angelegen­
heiten der Gemeinde ausdrücklich als solche des 
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde zu be­
zeichnen." werden die bestehenden Zweifel nun 
beseitigen. 

Einwendungen sind ferner dagegen vor­
gebracht worden, daß das Verhältnis des Ab­
satzes 3 zu Absatz 2 nicht völlig klar wäre und 
vor allem auch die im Absatz 3 namentlich ge­
nannten Aufgaben nur unter den Voraussetzun­
gen. des Zu treffens der im Absatz 2 genannten 
Merkmale dem eigenen Wirkungsbereich der Ge­
meinde zuzuzählen sind. Der Entwurf glaubt dies 
dadurch sicherzustellen, daß überall dort, wo 
Zweifel bestehen können, das Wort "örtliche" 
vorangestellt wird, ein Vorschlag, der als Ver­
mitthingslösung von der überwiegenden Zahl 
der Bundesländer als tragbar be~'eichnet worden 
ist. Soweit eine Reihe von begutachtenden Stel­
len gegen einzelne namentlich genannte Auf­
gaben im Absatz 3 Einwendung~n erhoben hat, 
sind diese, vor allem, soweit es sich um die Ein­
wendungen der Länder und des Städtebundes 
und des Gemeindebundes handelt, berücksichtigt 
worden. Dies gillt insbesondere von den Ziffern 1, 
2,.6 und 9. 

Das Bundesministerium für Land- und Forst­
wirtschaft hat vorgetragen, daß die Marktpolizei 
~einer Ansicht nach dem Veterinärwesen. zu­
zurechnen wäre und keinesfaHs dem selbständigen 
Wirkungsbereich zugewiesen werden dürfe. Das 
Buridesministerium ·für Handel und Wiederauf­
bau wiederum vertritt die Auffassung, daß es 
eine Straßenpolizei, die bloß örtliche Bedeutung 
habe, bei der Entwicklung des Verkehrs über­
haupt nicht mehr geben könne. Beide Einwen­
dungen dürften übersehen, daß schon Artikel V 
des Reichsgemeindegesetz-es einen Wirkungs­
bereich der Gemeinden auf diesem Gebiete garan­
tiert hatte und daß die gegenüber dem eigenen 
Wirkungsbereich zulässigen staatlichen Aufsichts" 
mit~el eine hinreichende Garantie für eine gesetz­
mäßige Führung der Verwaltung iluf diesen Ge~ 
bieten gewährleisten werden. VOr allem ist es 
auch hier wieder der Grundsatz der Subsidiarität 
des' Staates gegenüber der autonomen Führung 
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der Verwaltung durch Gemeinden ...;.. diese ge-j nicht bekannte Fälle der Besorgung im Rahmen 
bunden an die Gesetze - der hier zum Ausdruck I des eigenen Wirkungsbereiches zuzuweis,en. Die 
kommen soU. Soweit die Gemeinden in dem Begriffsbestimmung hat somit nicht etwa bloß 
einen oder dem anderen Fall die dem eigenen negative Grenzen des Wirkungsbereiches zum 
Wirkungsbereich überwiesenen Aufgaben nicht Gegenstand, ihr Ziel ist es vielmehr, Unterlagen 
wahrzunehmen in der Lage wären, bieten für die Gestaltung des eigenen Wirkungsbereiches 

a) das staatliche Aufsichtsrecht, zu liefern. 

b) die im Artikel 118 Absatz 7 v~rgesehene Zu Absatz 3 im besonderen: Die hier vor-
Delegation, gesehene ausdrückliche Gewährleistung bezieht 

c) die im Artikel 116 Absatz 4 begründete sich zum Unterschied vom Absatz 2 nur auf die 
Möglichkeit der Bildung von Gemeinde- behördlichen Angdegenheiten. Dabei ist es 
verbänden zur Erfüllung bestimmlöer Auf- künftig gIeichgültig, ob es sich um ein Sachgebiet 
gaben, und handelt, das der Kompetenzvertei'lung zwischen 

d) die als besonderes Aufsichtsmittel vor- Bund und Ländern gemäß (Artikel 10 bis 15 
gesehene Möglichkeit, im Wege der zu- B.-VG.) in die Gesetzgebung und Vollziehung 
ständigen Gesetzgebung gewisse Akte einer der Länder fällt, oder ob Angelegenheiten in 
Genehmigung durch die Aufsichtsbehörde Rede stehen, die in die Gesetzgebung und Voll­
vorzubehalten, ziehung des Bundes oder in die Gesetzgebung 

eine hinreichende Mögfichkeit, den Verwaltungs- des Bundes und in die Vollziehung der Länder 
zweck zu erreichen. gehören. Der eigene Wirkungsbereich kann sich 

somit sowohl auf ein Gebiet beziehen. das zur 
Im besonderen sei hinsichtlich der Straßen- Vollziehung des Bundes gehört, wie 'etwa die 

polizei auf § 9'4 der aus der allerjüngstenZeit I Angelegenheiten de; Marktpolizei, als auch auf 
stammenden ~traße~ver~ehrsordnung, BGBI. Gebiete, die in Vollziehung Landessache sind. 
Nr. 159/1960, hmgewl1esen, der den Umfang ,der Das Recht des Landeshauptmannes auf Führung 
"örtlich~n" Straßenpolizei • genau umschrieben der mittelbaren Bundesv,erwaltung wird' durch 
halt. Er 1st wohl geredltfertIgt, anzunehmen, daß diese Bestimmung zwar eingeschränkt, allerdings 
darüber hinausgehende Aufgaben nicht den Cha- setzt hier das Aufsichtsrecht des Bundes das 
rakter der "örtlichen" Straßenpolizei an sich regelmäßig durch den Landeshauptmann ' aus-
tragen. geübt wird, ein. 

Der In hai t des eigenen Wirkungsbereiches Der Katalog der, im Absatz 3 aufgezählten 
darf allerdings nicht mit der Art der B e- Aufgaben ist unter Berücksichtigung der Hedürf­
ha nd lu n g der Aufgaben 'des eigenen Wir- nisse der Praxis sowie unter Berücksichtigung des 
kungsbereich,es durch die Gemeinde verwechselt Grundsatzes erstellt; daß die Gemeinde alle die­
werden. Die Absätze 1, 2 und 3 des Artikels 118 jenigen Aufgaben zu erfüllen hat, die sie als 
versuchen den Inhalt des eigenen Wirkungs- unterste Zusammenfassung der Staatsbürger auf 
bereiches zu erfassen, während Absatz 4 die Art territorialer Grundlage angesichts des lokalen 
der Besorgung des eigenen Wi~kungsbereiches Charakters dieser Aufgabe am besten und ein­
durch die Gemeinde zu erschöpfen sucht. Ob eine fachsten, durchzuführen in' der Lage ist. 
Angelegenheit dem eigenen Wirkungsbereich zu­
gehört, wird zunächst anhand der Definition des 
eig,enen Wirkungsbereiches zu prüfen sein. Die 
Gesetze haben aber derartige Angelegenheiten 
ausdrücklich als solche zu bezeichnen. 

Absatz 3 enthält eine Aufzählung von elf Ein­
zelfällen und stellt eine unwiderlegbare Ver­
mutung dafür auf, daß bestimmte Aufgaben 
jedenfalls dem eigenen Wirkungsbereich ,an­

Zu dem in Ziffer 9 verwendeten Begriff der 
Raumordnung sei noch bemerkt, daß hier die 
auf den territorialen Bereich der Gemeinde be:. 
schränkte Raumordnung behandelt wird. Dies 
schließt keineswegs aus, daß im übrigen die' 
staatlichen Gesetze. die etwa Genehmigung,en bei 
Maßnahmen der örtlichen Raumordnung an­
ordnen, beachtet werden müssen. 

gehören. Allerdings ist hier durch die Wortbil- Zu Absatz 4: Im Absatz 4 wird die Art der 
dung "örtlich", die nicht nur - wie schon früher Verwaltungsführung durch die Gemeinde in An­
erwähnt - territorial zu v,erstehen ist, auf die gelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 
Leistungsfähigkeit der Gemeinde Bedacht genom- definiert und insbesondere ihr Verhältnis gegen­
men. Da der Wirkungsbereich der Gemeinde über den staatlichen Behörden 'erläutert. Der 
kein starrer ist, kann auch die Aufzählung des eigene Wirkungsbereich der Gemeinde)st dadurch 
Absatzes 3,' die der Generalklausel' des Absatzes 2 ,gekennzeichnet, daß die Aufgaben zwar frei von 
angefügt ist, keinesfalls im Widerspruch hiezu Weisurigen und vorb~haltlich gewisser Bestim­
'stehen. Dieser Wirkungsbereich wird durch' die mungen des Artikels 119 a Absatz 5 unter Aus­
Aufzählung im Absatz 3 nicht etwa eingeengt; es schluß eines R!echtsmittels an Verwaltungsorgane 
wird vielmehr hiedurch die Möglichkeit eröffnet, ' außerhalb der Gemeinde, jedoch unter Wahrung 
neben ,diesen elf Punkten auch weitere, bisher des Rechtsstaatsprinzips (vgl. die .verba legalia 
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"in VollziehungderBundes- und Landesgese~z~ I gebiet~n zu schaffen, für die eine gesetzliche Vor­
unter eigener Verantwortung") zu besorgen sind. schrift nicht vorliegt. Ein gesetzesändern.des Ver-

Die Einwirkungsmöglichkeiten des Staates, ordnungsrecht wurde von. den bei,den Bünden 
das ist des Bundes Und der Län.der, gegenüber nicht in Anspruch genommen. 
dem eigenen. Wirkungsbereich in de~ Form der Demgegenüber treten die Länder dafür ein, 
Aufsicht werden bei Erl'äunerung des Ar- das Verordnungsrecht .dem Gegenstand nach auf 
tikels 119 a besprochen werden. die~ Ortspolizei zu beschränken. Aus den Er-

Zu Absatz 6: Wenn im Absatz 4 die Art der läuternden Bemerkungen der Länder zu ihren 
Besorgung des eigenen Wirkungsbereiches durch Vorschlägen ergibt sich, daß der Begriff der Orts- . 
die Gemeinde im Rahmen der Gesetz,e und Ver- polizei keineswegs etwa nur auf di'e Sicherheits­
ordnungen des Bundes und des Landes an~ polizei beschränkt ist, er um faßt .die Ver-

waltungspolizei schlechthin. geordnet ist, so stellt Absatz 6 insoweit die lex 
. 1 b d I Der vodiiClgende Entwurf versucht ein rrchüglels . speCla is gegenü er er ex generalis des Ab-

satzes 4 dar. Hier wird nämlich den Gemeinden Mittelmag zu finden, das einerseits den Gemeiin-
ein selbständiges Verordnungs recht eingeräumt. den die Besorgung des eigenen Wi'rkungsherei'ches 
Die Notwendigkeit eines solchen Verordnungs, ermögli'chen soll, anderseits aber sowohl dem 
.l'echteswird weder in der Rechtswi~senschaft rechts staatlichen als dem bundessuatlichen Prin­
noch auch von seiten der Länder hest6ooen, wenn- zi!p gegenüber keinen Verstoß bedeutet. Gerade 
gleich man gelegentlich vielleicht in Verkennung dies'e beiden letzteren Prinzipien gebieten ge,r,ade-

zu eine Abgrenzung des V crordnungsrechocs in der Bedeutung Und des Inhaltes eines solchen 
lb d der V crhssun<>"surkund'e selbst. se stän igen Verordnungsrechnes gegenüber 

einem' solchen unter Berufung auf das Rechts- Daß die Gemeinden im Rahmen des Arti­
staatsprinzip und auf das bundesstaatliche Prinzip kels 18 Absatz 2 B.-VG. ber'echtigt sind, sowohl 
Einwendungen' vorzubringen geneigt ist. Die im eigenen aLs auch um übertragenen Wirkungs­
Regelung dieses Verordnungsrechtes hat vom bereich sogenannte Durd1führungsverordnungen 
Grundsatz des Artikels. 18 B.-VG. auszugehen, zu erlassen, braucht nicht gesagt zu werden; cLies 
der Gemeindebehörden wie allen anderen Ver- ergibt sich vidm~hr schon aus dem geltenden 
waltungsorganen zunächst allgemein das Recht Wortlaut des Aroikels 18 Absatz 2 B.-VG. 
einräumt, Durchführungsverordnungen zu er- Eine Lösung muß lediglich hinsichtlid1de:s 
lassen .. Daß das selbständige Verordnungsrecht sogenannten selbständigen Verordnungsrechtes 
die Ausnahme bilden muß, g'eht deutlich aUs dem gefunden werden. Gegenstand dieses Vemr'd­
absoluten Vorrang. der Gesetze vor Verordnun- nungsrechtes ist der eigene Wi:rkungsberei~h. In:­
gen und auch aus der Stufenfolge, die die Ver- nerh3Jb dieses eig,enen Wirkungsbereich'es i'S't es 
fassung für die Rechtserzeugung aufgestellt hat, wiederum die Ortspolizei, die das B,ct;ätigungsfe1d 
hervor. Auch Gründe der demokratischen und für das sogenannte' selbstandige Verordnungs-
föder~listisch'en Ordnung stellen hier Schranken recht der Gemeinden abgeben soll. . 
auf. Es ist auch zu sagen, daß wir in dem Bereich Der Begriff der Orospoli'Zei wird in der Ver­
der österreichischen Verfassungsordnung nur in fassungsurkunde selbst, und zwar im neugdaßten 
sehr spärlichem Umfang ein solches selbständiges Artikel 15 Abs'atz 2 B.-VG., für den Teiibereich 
Verordnungsrecht eingeräumt finden. Diesen de.r örtlichen Sich,erheitspolizei erläuoert. Hier­
Grundsatz hat der Verfassungsgesetzgeber seit unter versteht di'e genannte Ve'rfassungsbestim-
1920 unverändert aufrechterhalten, wenngleich mungcVen Teil. der Sicherheitspolizei, der im 
es nicht an Versuchen gefehlt hat,die Rechts- ausschließlichen oder überwiegenden Interesse de.r 
erzeugungsmethoden zugunsten der Vollziehung in der Gemeinde verkörpe,rten örtlich'en Gemein­
zu . erweitern. Wird ein selbständiges Verord- ··schaft gelegen und geeignet ist, durch die Gemein­
nungsrechteingeräumt,' so muß es dort, wo es schaft innerhalb ihrer örtlichen Gren~en besorgt 
gegeben wird, nach Zielen und Mittel'n begrenzt zu werden. Damit ist jedoch der Begriff der Orts­
werden. polizei' noch nicht erschöpft. Die Ortspolizei 
Wede~ der Städtebund noch der Gemeindebund umfaßt nämlich neben der .örolichenSicherheits­

haben jemals begehrt, gewissermaßen die Rolle polizei auch Regelungen verwaltungspolizeiol,i,che,r 
eines dritten Gesetzgebers in Anspruch zu Natur. Unter Verwaltungspolizei ist di'e Setzung 
nehmen oder s~ch auf dice Stufe des Ge- und V01lZJirehung von Vorschriften dler besonde-
5eJtzgehers sdüechthin stellen zu wo,IIen. Auch ren Polizei einzelner Verwaltungsgebiete zu ver­
der Städtebund und der. Gemeind~blmd stehen, die nichtausschließI!ich polizeilichen 
haben d1e notwendi:ge EinlSchränkung d~eses Charakter haben und darüber hinaus sogar vo.r­

. Rechnes darin. erkannt, daß solche autonome ?ugsweilSe den Zweck der Förde:rung des\V()hles 
Satzungen.nlcht .gegen bestehende G~setze yer- des Einzelnen und des Gemeinschaftslebens ver-
stoßen dürfen. Die Aufgabe der autonomen folgen, mögen Slie a~ch ~ielfach geeign~tsein, 
Satzung wäre es nach· ihrer Auffassung, be- sonst alLenfalls zu befürchtende Störungen. der 
stehende Lücken. in. d.er :&e.chtsordnung aus- öffentlichen Ruhe, Ordnung und Sicherheit hillt­
zufüllen und damit neues Recht auf jenen Rechts- anzuhalten. Diese dem Erkenntnis des Verfas-
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sungsgerichtshofes Slg. 3201/19:;7 entnommene nungsrecht im Entwurf gerade im Interesse der 
Definrtion der Verwaltungspolizei; bezeidmet es Rerchtssta.atli1chkeit sehr eingeschränkt ist. 
als Wesen der Verwaltungspolizei, daß sie nicht Wie schon un~er Ziffer 3 dargetan, S1il!1id rure 
bloß pröhi:bitiv, sondern auch konstruktiv i:st. Gemeiinden in Besorgung des eigenen Wi'rkungs­
Die prohibitive Wirkung kann sich diesem Er- bereiches an die Bundes- und Landesgesetze und 
kenntnis des Verfassungsgerichtshofes zufolge im Verordnungen gebunden. Ein sogenanntes selb­
Gegens,atz zur Sicherheitspolizei nur gegen ständiges Verordnungsrecht, das zugegebener­
besonder;e, der konkreten Verwaltungsmaterie maßen grundsätzlich dire Ausnahme zu bilden hart, 
zuzuordnende Gefahren wenden. Es kann dires hat den Gemeinden schon nach geltendem Recht 
eine Gefahr sein, die primär nur innerhalh dieser (vgl:. Artikel 11 §§ 2 und 8 des übergangsgesetzes 
Verwaltungsmate,rie existJent wird; es kann aber von 1929 und § 7 Abs.5 des Finanzverfa.ssungs­
auch eine Gefahr ~ein, die ni·cht auf diese Ver- gesetzes) zugestanden. Für den Berei<eh des Ab­
waltungsmarerre beschränkt ist, jedoch durch den gab en recht es (§ 7 Absatz 5 Finanzverfassungs­
Gegenstand der .verwaltungspoliz:e1illichen Rege- gesetz) wird durch den vorliegenden Entwurf 
lung eine SpeZJifikation erfährt, die sie zu einer hieran nich,ts geändert. Im übrigen si<nd die Ge­
für die Materte allein typischen Abart macht (vgl. mej.nden nach. der geltenden Rechtslage zur Erlas­
htezu auch Erkenntnis Sig. 1478, 2192, 2784 und sung sogenannter selbständilger Verordnungen 
Bundesgerichtshof-Slt· 1067 A). auf dem Gebi,et der ördichen Sicherheitspolizei 

Der Gesetzentwurf ordnet an, daß solche Ver- mit der Maßgabe befugt, daß die zulässigen An­
ordnungen nicht gegen bestehende Ges'etze und ordnung'en nicht gegen bestehende gesetzliche 

Vorschriften verstoßen dürfen und aufzuheben Verordnungen des Bundes und del'i Landes ver-
stogen dürfen. Ohne s~ch hier mit der rechts- s~nd, sobald der Grund zu ihrer Erlassung weg-
theoretisch äuß.er~t umstrittenen Frage auseinan- gefallen ist. Im übrigen - und aas ist das 
dersetzen zu wollen, ob die RechtsordnUlllg soge- Wichtige - sind die bei Inkrafttreten des Ver­
nannte Lücken kennt und das autonome fassungsübergangsgesetzes von 1929 in Geltung 
Satzungsrecht dann etwa dort Platz greifen gestandenen Besbimmungeri der Gemeindeord­
könnte, wo keine:,gesetzlichcn Normen bestehen, nunge,il' über selbständige Anordnungsbefugnisse 

aue h au fan der en G e b ie t end e r !/CD hier bloß festgehalten, daß die ortspolizei-
lichen Verordnungen imeügenen Wirkungs- Ortspolizei ausdrülklich aufrechterhalten 
bereich, wie sie der Entw~rf vorsteht; keinen worden. Der Verhssungsgerichtshof hat ai,es im 

.. d ·d eh k . <1." f F dien Erkenl1tnissen Slg. 3376, 2168 und 147050-gesetzan. ern en . ara ter tragen 'Ur en. erner. " d "ckl'ch I' h·· b ·._L . E 
ilSt ve.rfügt, daß ganz dem Charakter der orts- w~e _ 2784 aus .ru las. rl.c tlg e~~I'Uln'et. s 
polizeilichen (Srcherheitspolizei und Verwaltungs-I tnfh daher die zum Te.tl In den. Außerul11?en 
polizei miteinschließend) Verordnungen gemäß aufgest~~lte Behauptung .. 1ll0t zu, mIt der Besttm­
soIche Verordnungen entweder präventive oder mung ~?e: das selbstandrge Verordnungsrecht 

'repressive Maßnahmen zum Gegenstand haben werde volhges Neuland betreten. 
müssen; dies kommt durch den Ausdruck "zur Das Verordnungsrech.t ist auf ortspolizeiliche 
Abwehr oder zur Beseitigung von das örtliche Verordnungen beschränkt; solche dürfen übe,r­
Gemeinschaftsleben störenden Mißständen" sowite di'Cs nur zur Abwehr oder zur Beseitigung von 
durch qre Worte "deren Nichtbefolgung als Ver- das örtliche Gemeinschaftsleben störenden Miß­
waltungsübertretung zu erklären" zum Ausdru.ck. ständen erlassen werden; SFe dürfen nicht gegen 

Die Gemeinden sind nun nicht etwa berechtigt, 
schlechthin von dem ortspolizeili,chen Verord­
nungsr:echt Gebrauch zu machen UrOO damit Ge­
genstände zu regel~, die bisher 1'n den Gesetzen 
nicht geregelt sind. Sie dürfen si,ch dies'es Rechtes 
nur i:nsofern bedienen und supplierend eilllgrerifen 
als dire Bedürfnisse der örtliche..'l Gemeinschaft 
der eiIl!Zelnen il11 Betracht kommenden Gemeinde 
aus einem konkreten Anlaß erfordern. 

Im Begumchtun,gsverfahren ist vorgetragen 
worden, da{~ die Einräumung des Verordnungs­
rechbes an di'e Gemeinden in den Angelegenheiten 
des eigenen Wirkungsbereiches bedenkli~h wäre, 
da hi-er eine Verschiebung in den zur Setzung 
allgemein verbindIicher genereller Rechtsnormen_ 
berufenen Org,anen insofern eintrete als die Oe­
meunden hiedurch in gewissem Umfang ein 
Gesetzgebungsrecht erhIelten. Di'esen Einwen­
dungen ist entgegenzuhalten, daß dieses Verord-

besteheI).de Gesetze und V erordnungen ver~ 
stoßen. 

Da auch die Recht.slehre gegen ein derart abge­
grenztes selbständiges Verordnungsrechi keime 
Bedenken angemeldet hat, sollte der bi'sherige 
Besitzstand der Gemeinden nichlt geschmälert 
werden.· .' 

Zu Absatz 7: Dies'e Gesetzesstelle sieht die 
Möglichkeit vor, daß aus Gründen der praktJi­
schen Bedürfniss·e die Gemeinden den Antr'ag 
stellen können, einzelne AngeIegenheiben durch 
Verordinung der Landesregierung bzw. durch 
Verordnung des Landeshauptmannes -auf eine 
staatliche Behörde zu übertragen. Es entspricht 
dem Wesen des eigenen V/irkungsbereiches, ver­
fassungsgesetzlich die Delegation *'on Angelegen­
heiten des ,eigenen Wirkungsbereiches zur Besor­
gung an sta'atliche Stellen von einer MLtwirkung 
der Gemeinde abhängig zu machen. 
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Zu Artikel lt9: 

Im Gegensatz zu Artikel 118, der vom eigenen 
Wi,~kungshereilch der Gemeinde handelt, hat 
ArtIkel 119 den sogenannten übertragenen Wi,r­
kung!lbereich zum Gegenstand. Geht man von 
der Kelsenschen: Rechtsauffassung aus, so i'st der 
Unter~chied zwis,chen den beiden Wirkungs­
bereichen, die bei;de ;, übertragen "sind, weil 
be,ide in ihrem Geltungsgrad gJ.ciche,rweise auf 
Delegation beruhen, nur ein relativer: Dile Nor­
men des einen - des eigenen Wirkungsberei­
ches - sind danach nämlich vollkommen, die 
des anderen -c- des übertragenen Wi,rkung,sberei­
ches - aber nur unvollkommen dezentraI.isiert, 
weil di'e innerhalb des e~genen Wirkung!>bereidu~s 
gesetzten Norm.cn endgültig und unabh1jngig 
sind, während bei den anderen ein Instanzenzug 
an die Zentralbehörden so wie dieser ein Wei­
sungsrecht gegenüber den Gemeindebehördlen 
gegeben i'st. ' 

A?satz 1 dieser Gesetzesstelle gibt eine Begriffs­
bestimmung des InhaLtes des übertragenen Wir­
kungsbereidles. Da der Wirkungsbereich der Ge­
meinde in zwei Teae zerfällt, nämli,ch in den 
eigenen und den übertragenen, k,ann der üher­
tragene nur mehr die andere Hälhe des Wi,r­
kungsbe,reiches der Gemeinde sein. Der über­
tragene Wirkung~bereich bedeutet die Verpflich.­
tung zur Besol'gung von Aufg>aben de~ Bundes 
und der Länder nach Maßgabe der Gesetze, 
indem sie aIlen für jedwooe Verwa!ltung 
geltenden Grundsätzen unterliegen. Die Ge­
meinde ist hier Pflichtenträger; sie hat ,an dem 
staatlichen Wirkungskreis mitzuwirken, aber 
kein Recht darauf. Freilich darf hiebei nicht über­
sehen werden, daß die Gemeinde nach, Maßgabe 
der Gesetze in Vollziehung von Bundesaufgaben 
oder in Vollzi;:hung von Landesaufgalben tätig 
wind. Es wi,rd vom Inhalt dieser Geseq:e abhängen, 
ob die Gemeinde Iücht etwa einen Anspruch auf 
Ausübung dieser Tätigkeit danach erhält. Die 
übertragenen Aufgaben sind d,er Gemeinde 
zunächst sachfremd; sie werden nidlt von den 
eigenen, Bedürfni,ssen der C,-eme.iJnde und von 
ihren Interessen her bestimmt, sondern aus­
schließ1ilch von den Bedürfnissen und Int,er,essen 
des Bunde's und de,r Länder. 

Die Frage, ob die Gemeinde als solche oder ein' 
bestJimmtes Orga.n - etwa der Bürgermeister -
als Träger des, übertragenei; Wirkungsbereidles 
anzusehen ist, beantwortet der Entwurf im erst­
genannt~n Sinn; er sagt nämlilch; die G e­
rn ein d e hat diese Aufgahen. zu besorgen. 
AHerdings geht die Verfassungsnorm hier noch 
einen Schritt weiter, indem sie anordnet, welches 
Organ der Gemeinde mit der' Besorgung des 
übertragenen Wirkungsbe,reidles zu betrauen ist. 
Die Antvlort laUJ~et: der Bürgermeister. Dem 
Staat (Bund und Länder) ist für die Besorgung 
des eigenen W~rkungsbereiches di'e Gemeinde als 
Ganzes verantwordich. 
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Zu Absatz 3: Die hier vorgesehene über­
tragungsmöglichkeit ist dem für den ß.ereich der 
La.ndesverwaltung geltenden Grunds:l!tzdes Arti­
kels 103 Bundes-Verfa'~uI~g,sgesetz nachgebadet 
und entspricht Bedürfnis~en der Vereinfachung 
eller Verwaltung. 

Unter Hinweis auf die Erläuterung iu ArtJi­
kel 117 Absatz 1 über den Gemeindevorstand 
sei ausdrückE'ch festgehaken, daß aus dreser 
Bestimmung keineswegs ein Umkehrschluß auf 
die Besorgung des selbständi!gen Wirkungsberei­
ches zuläss'ig wäre. Festgehalten s'ei, dlaß ei'ne Aus­
I~gung dieser Bestimmung in der Richtung 
unrrchvig wäre, es müsse ein Gemeindevorstand 
jedenfalls inst~tuiert werden, der nach dem Res­
sortsystemeingerj'chtet i~t. 

Zu Absatz 4: Die notwendig(' Folge de,r W'ei­
sungsgebimdenheit der Gemeinde im Rahmen des 
übertragenen Wi,rkungsbererches ist di'e im Ah­
satz 4 aufgestellte Sanktion. 

Zu Artikel 119 a: 

Da,s Korrelat der Selbstverwaltung der Ge-; 
meinde stellt die Kontrolle des Staates in Form 
der Aufsicht dar. Da auch die Selbstverwaltung 
Verwaltung ist und sein muß, bedla,rf auch sie 
einer Kontrolle. Die staatlich:e Aufslicht ilSt regel­
mäßig das Mittel der Einflhßnahme des Sta,ates 
auf d~e Selbstverwaltung. Während im Bereich, 
der staatlichen Verwaltung sonst der Grundsatz 
der absolut1en über- und UTiiterordnuhg gilt, ist 
die Einwirkungsmöglichkeit des St,a,ates auf die 
Selbstverwaltung eine schwächere. 

Gegenstand der staatlichen Aufsicht ist der 
gesamte eigene Wirkungsbereich. Hiebei macht es 
keinen Unterschied, ob der eigene Wirkungs­
bereich Angelegenheiten de~ Hoheitsverwaltung 
oder Angelegenheiten der Privatrechtsverwaltung 
umfaßt: 

Absatz 1 des Entwurfes umschreibt die Zwecke 
der Aufsicht des Staaues, und zwar sowohl des 
Bundes als auch der Länder. Die Aufsicht ist da­
nach einmal darauf gerichtet, zu verhindern, daß 
Gesetze verJetzt werden, in9besondere dier dgene 
Wirkungbereich überschritten wird. Die Aufsicht 
hat sich aber auch darauf zu beziehen, daß die 
Gemeinde die ihr gesetzlich obliegenden Auf­
gaben erfüllt. 

Da auch die Aufsic.ht ein Rechtsinstitut ist, ist 
das Z i e I der Aufsicht in Wahrheit immer die 
Kontrolle der Gesetzmäßigkeit der Vefwaltung. 
Diese Kontrolle hat ei,ne negative und eine posi­
tive Seite. Die negative ist darauf ausgerichtet, 
daß die Gesetze nicht .verletzt werden. Dem­
gegenüber zielt die po;itive Seite da~auf ab, 
daß die Gemeinde die ihr obliegenden Aufgaben 
erfülle. Dieser' doppelten Kontrolle entsprechen 
verschieldene Auf sie h t s mit tel: eilIlerseits 
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repressiy,e Ma.ßnahmen, a.nderseits aberdi'e Er- daß die Gemeindeaufsichtsbehörde gesetzwidrige 
sa'tzvorilahmc für denFaU der Nichterfüllung Verordnungen der Gemeinde nur nach An­
c,vner Aufgabe. hörung der Gemeinde aufheben darf und sich für 

den Aufhebungsakt des Mittels der Verordnung 
Zu Absatz 2: Dem Land im besonderen (nicht Zu bedienen hat. Damit wird in Abkehr von der 

aber dem Bund) ist das Recht eingeräumt, die bisherigen Praxis des Verfassungsgerichtshofes 
Gebarung der Gemeinde auf ihre Sparsamkeit, und des Verwaltungsgerichtshofes, die die Auf­
Wirtscha.ftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu über- hebung genereller Akte der Gemeinde im Wege 
prüfen. des Aufsichtsrechtes durch Bescheid zugelassen 

Die Ziele der Aufsicht sind regelmäßig, wie hatten (vgl. Erkenntnis Slg. 2495/53, 3030/56, 
gesagt, die Wahrung der Gesetzmäßigkeit, die und Verwaltungsgerichtshof-Slg. N. F. 3702 
Wahrung der Wirtschaftlichkeit und Sparsamkeit A/55), der Gemeinde im Zusammenhang mit der 
der Gebarung. Neuformulierung des Artikels 139 Absatz 1 

Absatz 3 beantwortet dl' F I h d Bundes-Verfassungsgesetz (vgl. § 3 des Entwur-
e rage, we c er er f d' M" l'chk '''ff d d 

beiden Staatstypen im Bundessta't _ .. l' h. es) le og I elt ero net, Veror nungen er 
a nam IC G . d f'ch b h" d f'h G Bund oder Land..:... ein Aufsichtsr ht g "b lemein eau 91 ts e or e au 1 re esetz-
ec geenu er "ß' k' d h d T f . h h f 

der gemeindlichen Selbstverwaltung zusteht. An ~a l'g .~'lt . .ure en ~ er aSisungs:g,erlc ts 0 

anderer Stelle wurde bereits ausgeführt, daß der uberprufen zu ·lass,en. 
eigene Wirkungsbereich nach dem Entwurf nicht Die Gemeinde hat nicht nur solche Verord­
nur Aufgaben aus dem Kompetenzbereich der nungen, die gemäß Artikel 118 Absatz 6 des 
Länder, sondern auch solche aus dem Kompetenz- Entwurfes von ihr erlassen werden, sondern auch 
bereich des Bundes zum Gegenstand hat. Dem- die unter Berufung auf Artikel 18 Absatz 2 
gemäß muß auch die Aufsicht einerseits dem Bundes-Verfassungsgesetz erlassenen Verordnun-' 
Bund, anderseits den Ländern eingeräumt wer- gen der Aufsichtsbehörde mitzuteilen. Daß die 
den. Die Aufskht soll· - und zwar sowohl für Gemeindeaufsichtsbehörde ihrerseits berechtigt 
den Berei'ch des Bundes als auch für den Bereich ist, gemeindliche Rechtsetzungsakte unmittelbar. 
der Länder":'" von den Behörden der allgemeinen aufzu~eben, und nicht daraufbeschr~nkt ist, die 
staatlich,en Verwaltung ausgeübt werden. Welche Gememde zur Aufhebung zu verpflIchten, ver­
Behörden der beiden Sta.aten d~eSiC Aufsilcht aus- stößt nicht gegen den Grundsatz der Autonomie 
üben, ist Sache ,der zuständigen Gesetzgebung, und Rechtsstaatlichkeit, da ja der Gemeinde ~in 
soweit ni,cht der Verfassull'gsgesctzgeber selbst ausgebautes Rechtsschutzsystem . gegen etwaIge 

. für die einzelnen besonders wichtigen Aufsichts- g;setzwi~:ige ~ufhebungsverordn~ngen der Auf­
maßnahmen die zuständi,ge Auhi'chtstbehörde slchtsbehorde m Form des ArtIkels 139 Ab­
bestimmt. satz 1 neuer Fassung zur Verfügung gestellt ist. 

Zu Absatz 4: Das Gebot der Gesetzmäßigkeit Zu Absatz 5: In clen ß,eratung'en üher den Ent-
der Verwaltung gebietet es, nicht nur die Ziele wurf war die Frage heiß umstritten, ob es mit 
der Aufsicht, sondern auch die Auf s ich t s- dem Begriff der Selbstverwaltung vereinbar sei, 
mit tel durch den Gesetzgeber zu regeln. Der' wenn gegenüber individuellen, ~m eigenen Wir­
Verfassungsgesetzgeber selbst stellt keineswegs kungsbereich gesetzten Verwaltungsakten den 
einen erschöpfenden Katalog der Aufsichtsmittel Parteien des Verwaltungsverfahrens ein Rechl:s­
auf, sondern überläßt dies der zuständigen Ge- mittel an staadi<:he Stellen, di'e außerhalb der 
setzgebung; er fixiert bloß das Minimum der Gemeinde stehen, eingeräumt wird und ob diesen 
Aufsichtsmittel, anderseits aber auch das Maxi- staatlichen Stellen ein volles überprüfungsrecht 
mum derselben. Um die Aufsicht ausüben zu der gemeindlichen individuellen Verwaltungsakte 
können, wird im Absatz' 4 ein Informationsrecht zugebilligt werden soll. Dem Gedanken der 
der .Aufsichtsbehörde als Aufsichtsmittel nor- Selbstverwaltung entspricht es jedenfalls, das 
miett. Diesem Informationsrecht entspricht die Berufungsrecht an eine staatliche Stelle außerhalb 
Verpflichtung der Gemeinde, Auskünfte zu er- der Gemeinde auf den AnfechtUngsgrund der 
teilen, Prüfungen an Ort und Stelle zuzulassen Rechtswidrigkeit (nicht aber der Zweckwidrig­
und die Verpflichtung zur Mitteilung gewisser keit) zu beschränken. Die Aufsichtshehörde 
Beschlüsse der Gemeinde an die Aufsichtsbehörde, .ihrerseits soll nicht berechtigt sein, den angefoch­
wie dies im. Absatz 6 normiert ist. Der V cr- tenen Bescheid nach jeder Richtung hin ab z u­
fassungsgesetzgeber ist bei der Regelung der ä n der n, sondern diesen nur insoweit auf z u­
Grundsätze der Aufsichtsmittel bemüht, die Ge- heb e n als eine Rechtsverletzung vorliegt. Der 
meinde zur rechtsstaatlichen Besorgung des Regierungsentwurf konnte sich,' soll der' Be­
eigenen Wirkungsbereiches zu verhalten, ander- griff der Selbstverwaltung in seiner wahren Be­
seits der Aufsiditsbehö'rde' die rechtsstaatliche deuturig nicht verfälscht werden, nicht dazU ent­
Ausübung ihres Aufsichtsrechtes zur Pflicht zu s9hließen, der Aufsichtsbehörde '. auch 'ein . refor­
magien. Diese Tendenz des Entwurfes 'kommt in matorisches Entscheidungsrecht einzuräumen . 

. den Absätzen 6 und 9 im besonderen Zum Aus- Fragen derProzeßökönomie, wie sie von den 
drtick; wird doch im Absatz 6 vorgeschrieben, I Ländern in diesem Zusammenhang vorgetragen 
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worden sind, können hier ·nicht allein ausschlag­
gebend sein, wenn nicht dem Grundsatz deT 
Selbstverwaltung eine Absage erteilt werden soll. 

Die im Begutachtungsverfahren gegen diese 
Bestimmung im Zusammenhang mit den Einwen­
dungen gegen Artikel 118 Absatz 4 des Entwurfes 
vorgebrachten Einwendungen richten sich vor 
aHem dagegen, daß gegen g,emeinidnichle Ver­
waltungsakte nach Erschöpfung des Instanzen­
zuges innerhalb der Gemeinde kein 0 r den t­
li c he s Recht~mittel an eine s'taatliche Be­
hörde offenstehen sollte und daß das vorgesehene 
außerordentli.che Rechtsmittel der Vorstellung 
zur Wahrung des Gesetzes nur kassatori'Sche, 
nicht aber 'ludl reformatori'sche Rechtsmittel­
entschei,dungen auslösen soll. Es ist ferner nicht 
gutgeheißen worden, daß vor dem Verwaltungs­
ge;richtshof oder vor dem Verfassungsge:ri1chtlS­
hof nur der gemeindlich'e Verw'.l!ltungs,akt 
anfech·tbar selilU soll, nachdem ,im V orstelhing'S­
verf.ahren keine Abhilfe geschaffen worden 
ist. Vor . allem di'eses letztere Instanzver­
fahren ist auf den Widerspruch der Länder ge­
stoßen. Diesen Einwendungen ist· nun durch die 
Neuformulierung des Artikels 119 Absatz 5 inso­
fern Rechnung getragen worden, daß der verwal­
tungsgerichtlicheri und verfassungsgerichtlichen 
überprüfung nur mehr der Bescheid der Ge­
meindeaufsichtsbehörde, die auf Grund der Vor­
stellung tätig wird, zu unterliegen hat. 

Damit wird aber auch der im Begutachtungs­
verfahren geäußerten' Befürchtung einer über­
flutung der bei den Gerichtshöf.e mit Beschwer­
den gegen Gemeindebescheide die Berechtigung 
genommen. 

Die nun vorgeschlagene Lösung beqeutet aber 
nicht etwa eine Beeinträchtigung der rechtlichen 
Stellung der Gemeirude; anderse~t'S wurd hie~ 
durch eine Förderung der Rechtsschutzinteressen 
der Partei erzielt. 

Städte mit eigenem Statut können deshalb 
von der zwingenden V orsch.rift über das V or­
stellungsverfahren ausgenommen werden, weil 
diese aus der gegebenen Verschiedenheit der 
Städte mit eigenem Statut resultierenden Ein­
richtungen dieser Städte mit eigenem Statut eine 
größere Gewähr für den Rechtsschutz der Partei 
bieten. Es mag daher nach :Lage der Dinge zu­
lässig sein, daß die zuständige Gesetzgebung für 
den Bereich der Städte mit eigenem Statut von 
der Einführung der Vorstellung absieht. 

Zu Absatz 7: Daß die Auflösung eines Ge­
meinderates zu den Aufsichtsmitteln zählt, steht 
außer Streit; auch sie kann nur zur Erreichung 
der AufsichtJsziele eingesetzt werden. Wegen ihrer 
unvermeidli9Ien politischen Rückwirkung soll 
diese Maßnahme dem Entwurf zufolge dem 
nächststehenden durch Wahl gebildeten Kollegial­
organ im Bereich des Landes, das tst der Landes­
regierung, zustehen. Für den Bereich des Bundes 
soll dieses Aufsichtsmittel dem Träger der mittel-
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baren Bundesverwaltung im Land - dem Lan­
deshauptmann - vorbehalten bleiben. Die Rege­
lung aller weiteren Aufsichtsmittel wird Sache 
der zuständigen Gesetzgebung sein, die an die 
im Absatz 1 normierten Aufsichtszide gebunden 
sein wird. 

Zu Absatz 8: Das Genehmigungsrecht zählt zu 
den charakteristischen Aufsichtsmitteln der staat­
lichen Aufsicht gegenüber der Selbstverwaltung. 

Städtebund und Gemeipdebund sind dafür ein­
getreten, daß bloß Maßnahmen der Privatrechts­
verwaltung von finanzieller Bedeutung an. eine 
Genehmigung der Staatsaufsichtsbehörde gebun­
den werden können. 

Eine solche Konstruktion würde jedoch den 
Gegebenheiten nicht gerecht werden und die not­
wendige Staatsaufsicht nicht in vollem Maß zur 
Geltung bringen können. In übereinstimmung 
mit der Auffassung der Länder wird daher im 
Entwurf die Möglichkeit eröffnet, auch andere 
Rechtshandlungen der Gemeinde im selbständigen 
Wirkungsbereich, durch die auch überörtliche 
Int.eressen in besonderem Maß berührt werden, 
an den Genehmigungsvorbehalt zu binden. Aller­
din:gs wird im Entwurf bestimmt, daß als Grund 
für die Versagung der Genehmigung nur ein Tat­
bestand vorgesehen werden darf, der die Bevor­
zugung überörtlicher Interessen eindeutig recht­
fertigt. Auf Grund der Verhandlungen, die mit 
dem Städtebund und dem Gemeindebund hier­
über geführt worden sind, kann angenommen 
werden, daß diese Konstruktion von diesen bei­
den Bünden hingenommen werden wird. 

Zu Absatz 9: Sowohl die Gesetzgebung als a~ch 
die Rechtsprechung haben verschiedene Auf­
fassungen in der Frage vertreten, ob die Gemein­
den im aufsichtsbehördlichen Verfahren gegen­
über der Aufsichtsbehörde ParteisteIlung be­
~itzen~ Soweilt die Aufsichtsbehörde ihr Aufsichts­
recht in Form individueller Verwaltungs akte 
handhabt, soll die Gemeinde kraft positiver An­
ordnung ParteisteIlung besitzen mit der Maß­
gabe, daß sie gegen gemeindeaufsichtsbehördliche 
individuelle Akte Rechtsmittel und Rechtsbehelfe 
ergreifen kann. 

Zu Artikel 120: Die Artikel 115 bis 120 des 
Bundes-Verfassungsgesetzes in ihrer' bisherigen 
Fassung haben programmatische Bestimmungen 
nicht nur für die Gemeinden, sondern auch für 
sogenannte Gebietsgemeinden aufgestellt und den 
Grundgedanken verankert, daß die Organisation 
aller Gemeinden nach den gleichen demokrati­
schen Prinzipien gestaltet sein soll, die für die 
Verfassung des Bundes und der Länder maß· 
gebend sind. Unter den Gebietsgemeinden sollte 
nach diesem Verfassungsprogramm von 1920 vor 
allem die politische Bezirksverwaltung erfaßt 
werden, was mit dem Schlagwort der "Demo­
~ratisierung der Bezirksverwaltung" zum Aus­
druck gebraCht worden ist. 
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Der vorliegende Entwurf ist von dem Bestre­
ben geleitet, den Ortsgemeinden, gleichgültig 
welcher Größe, gegenüber die Verwirklichung des 
Verfassungsprogrammes von 1920 einzulösen. Ob 
und in welchem Zeitpunkt das für die Gebiets­
gemeinden vom Verfa:ssungsgesetzgeber des Jahres 
1920 angekündigte Programm verwirklicht wer­
den soll, wird besonderer überlegung bedürfen; 
jedenfalls soll die für eine Lösung reife Verwirk­
lichung des Programmes nicht etwa zu Listen der 
Orts'gemeinden länger hinausgeschoben werden. 

Ist der Verfassungs gesetzgeber der Ansicht, daß 
das im Jahre 1920 auch für die Gebietsgemeinaen 
aufgestellte Programm weiterhin in Diskussion 
bleiben soll, so wird eine diesbezügliche program­
matische Erklärung im Artikel 120 Eingang fin­
den könneli. 

Zu § 3 Ziffer 1: Die Neufassung des Arti­
kels 139 Abs,;tJtz 1 B.-VG. stellt teilweise cVa's 
Korrelat zum neugefaßten Artikel 119 a Absatz 6 
dar. Er eröffnet den Gemeinden die Möglichkeit, 
die von der Gemeindeaufsichtsbehörde edassenen 
Verordnungen durch deli Verfassungsgerichtshof , 
überprüfen zu lassen. Daß dieses Antragsrecht 
nicht nur den Gemeinden, sondern so wie schon 
bisher auch den gegenbeteiligten Gebietskörper­
schaften Bund und Länder zukommt, wird durch 
die Worte' " a u c h auf Antrag der betroffenen 
Gemeinde" zum Ausdruck gebracht. 

Zu § 3 Ziffer 2: Die Ergänzung des Arti­
kels 142 Absatz 2 durch eine neue lit.e stellt das 
Korrelat zu Artikel 112 dar, der zwar die Bun­
deshauptstadt Wien unter anderem auch der 
Bestimmungen über den selbständigen Wirkungs­
ber,eich teilhaftig werden läßt. Die verfassungs­
rechtliche Stellung der Bundeshauptstadt Wien 
in ihrer Funktion als Gemeinde und gle~chzeitig 
als Land würde jedoch weitgehend die Bestim­
mungen des Artikels 119 a über die Aufsichts­
führung ausschalten. Um im Bereich derjenigen 
Angelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 
der Gemeinden, die aus dem Kompetenzbereich 
des Bundes herrühren, eine Einwirkungsmöglich­
keit des Bundes im Wege der Aufsicht zu schaf­
fen, wird vorgeschlagen, die Kontrolle des Bun­
des gegeb<;nenfalls durch das Mittel der ver­
fassungsgerichtlichen Entscheidung auf Grund der 
Analogie nach Artikel 142 Absatz 2 zu eröffnen. 

Hiezu ist ergänzend zu berichten, daß nach der 
geltenden übergangsregelung des § 8 Absatz 5 
des übergangsgesetzes in der Fassung von 1925 
dessen Vorschriften über das Aufsichtsrecht (§ 8 
Absatz 5 lit. e) eben wegen der verfassungsrecht­
lichen Sonderstellung Wiens für Wien nicht 
gelten. . 

Zu § 5: Städtebund und Gemeindebund sowie 
die Rechtsanwaltskammer Wien fordern, daß die 
Er}assung der erforderlichen Bundes~ und Landes­
gesetze, die zur Anpassung der Organisation der 
Gemeinden an die neuen Grundsätze der Bundes­
verf~ssung erforderlich sind, in der Weise unter 
Sanktion gestellt werden soll, daß nach erfolg­
losem Ablauf der durch den Verfassungsgesetz­
geber gesetzten Frist die einschlägigen Grund­
sätze der Bundesverfa§sung unmittelbar anwend­
bares Recht darstellen sollen. Dem haben die 
Länder entschieden widersprochen. Der Entwurf 
glaubt auf eine solche Sanktionsvorschrift ver­
zichten zu können in der Erwartung, daß Bundes­
und Landesgesetzgeber ihrer Verpflichtung inner­
halb der gesetzlichen Frist nachkommen werden, 
zum al , es rechtstechnisch schwierig ist, die pro­
grammatischen Vorschriften der Artikel 115 bis 
119 ader Novelle gleichzeitig als unmittelbar 
anwendbar,es Recht erklären. 

Absatz 1 enthält den Auftrag an den Gesetz­
gebe~ des Bundes und der Länder, die erforder­
lichen Anpassungsvorschriften auf dem Gebiet 
der Organisation der Gemeindeverwaltung und 
des Gemeindeaufsichtsrechtes binnen etwa drei 
Jahren ab Jer Kundmachung des vorgeschlagenen 
Gesetzentwurfes zu erlassen. 

Die im Absatz 2 für eine Aufhebung vorge­
schlagenen 'Bestimmungen betreffen jene Teile des 
gemeindlichen Bundesverfassungsrechtes, die 
durch die Neuregelung entbehrlich werden sowie 
die diesem Entwurf widersprechenden landes­
gesetzlichen Vorschriften über die Organisatiori 
der Gemeindeverwaltung. 

Die Gesetzgebung des Bundes und der Länder 
wird auf dem Gebiete des m a t e r i e 11 e n Ver­
waltungsrechtes die zur Anpassung an die Neu­
regelung des eigenen Wirkungsbereiches erf?r­
derlichen Vorschriften innerhalb einer längeren 
übergangsfrist, die etwa mit sechs Jahren be­
messen werden könnte, zu erlassen haben (Ab­
satz 3). 
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Bundesverfassungsgesetz vom , mit dem Bestimmungen de,s 
Bundes-Verfassungsgesetzes in der Fassung, von 1929 über die Regelung der Grundsätze 
des Gemeinderedttes und damit im Zusammenhang stehende Bestimmungen abgeändert 

werden (Bundes-Verfassungsgesetznovelle 196.). 

Gegenüberstellung 

Der z ei t gel t end e Fa s s u n g: 

Artikel 12. (1) 

8. Dienstrecht der AllJgestelltelf der Länder, die 
behördliche Aufgaben zu besorgen haben. 

-Artikel 15. 
(2) In den Angelegenheiten der örtlichen Sicher­

heitspolizei, das ist des Teiles der Sicherheits­
polizei, der das Interesse der Gemeinde zunächst 
berührt und innerhalb ihrer Grenzen durch ihre 
eigenen Kräfte besorgt werden kann, steht dem 
Bund die Befugnis zu, die Führung dieser An­
gelegenheiten durch die Gemeinde zu beauf­
sichtigen und wahrgenommene Mängel durch 
Weisungen an den Landeshauptmann (Arti­
kel 103) abzustellen. Zu diesem Zweck können 
auch Inspektionsorgane des Bundes in die Ge­
meinden entsendet werden; hievon ist in jedem 
einzelnen FaH der Landeshaup~mann zu, verstän­
digen. 

Neue Fassung: 

Artikel 12. (1); 

8. Dienstrecht der Angestellten der Länder und 
der Orugemeinden, die behördliche Aufgaben zu 
besorg,en haben. 

Artikel 15. 
(2) In den Angelegenheiten der örtlichen Sicher­

heitspolizei, das ist des Teiles der Sicherheits­
polizei, der im ausschließlichen oder überwiegen­
den Interesse der in der Gemeinde verkörperten 
örtlichen Gemeinschaft gelegen und geeignet ist, 
durch die Gemeinschaft innerhalb ihrer örtlichen 
Grenzen besorgt zu werden, steht dem Bund die 
Befugnis zu, die Führung dieser Angelegenheiten 
durch die Gemeinde zu beaufsichtigen und wahr­
genommene Mängel durch Weisungen an den 
Landeshauptmann (Artikel 103) abzustellen. Zu 
diesem Zweck können auch Inspektionsorgane 
des Bundes in die Gemeinde entsendet werden; 
hievon ist in jedem einzelnen Fall der Landes­
hauptmann zu. verständigen. 

Artikel 21.(1) Das Dienstrecht, einschließlich Artikel 21. (1) Da~ Dienstrecht einschließlich 
des Besoldrungssystems und ctes Disziplinar- des Besolqungssystems und des Disziplinarre.chtes 
rechtes, wird für jene Angestellten des Bundes wird für jene Angestellten des Bundes, der Län­
Ulnd .der Länder, die behördl~che Aufgaben zu der und der Ortsgemeinden, die behördliche Auf­
besorgen haben, nach einheitlichen Grundsätzen gaben zu besorgen haben, nach einheitlichen 
durch Bundesgesetz geregelt (Artikel 10, Z. 16, . Grundsätzen durch Bundesgesetz geregelt (AIrti­
und Artikel 12, Z. 9). Hiebei wird insbesondere kel 10 Absatz 1 Ziffer 16 und Artikel 12 Ab­
auch festgesetzt, inwieweit bei der Regelung der satz 1 Ziffer 8). Hie:bei wi:rd inshesondere auch 
Rechte und Pflichten dieser Angestellten, unbe- festgesetzt, inwieweit bei der Regelung det 
schadet der Diensthoheit des Bundes und der Rechte und Pflichten dieser Angestellten, unbe-

,Länder, Personalvertretungen teilzunehmen schadet der Diensthoheit des Bundes, der Länder 
haben. . und der Ortsgemeinden, Personalvertretungen 

mitzuwirken haben. 

(2) Die Diensthoheit gegenüber den Angestell­
ten des Bundes wird von den obersten Organen 
des Bundes, die Diensthoheit gegenüber den An­
gestellten der Länder von den obersten Organen 
der Länder ausgeübt. Gegenüber den beim Rech­
nungshof Angestellten wird die Diensthoheit des 
Bundes vom Präsidenten des Rechnungshofes aus­
geübt. 

(3) Die Bestellung und das Dienstrecht jener 
Angestellten der Gebiets- und Orts gemeinden, die 
behördliche Aufgaben zu vollziehen haben, wer­
den im Zusammenhang mit der Organisation der 
Verwaltung gereg'elt. 

(2) Die Diensthoheit wird gegenüber den An­
gestellten des Bundes von den obersten Organen 
des Bundes, gegenüber den Angestellten der 
Länder von den obersten Organen der Länder, . 
gegenüber den Angestellten der Orts gern ein den 
nach Maßgabe der Bestimmungen der Artikel 115 
bis 119 a ausgeübt. Gegenüber den beim Rech­
nungshof Angestellten wird die Diensthoheit des 
Bundes vom Präsidenten des Rechnungshofes 
ausgeübt. 

(3) Die Bestellung und das Dienstrecht jener 
Angestellten der Gebietsgemeinden, die behörd­
liche Aufgaben zu vollziehen haben, werden im 
Zusammenhang mit der Orgariisation der Ver­
waltung (Artikel 120) geregelt. 
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Der z e i t gel te n d e Fa s s u n g: 

Artikel 102. (6) letzter Satz: 

Soweit einer solchen Behörde die Besorgung 
von Angelegenheiten übertragen w.erden soll, die 
in den selbständigen Wirkungsbereich von Ge­
meinden oder sonst in den selbständigen Voll­
ziehungsbereich des Landes fallen, kann die Ver­
ordnung erst erlassen werden, wenn die 
übertragung dieser Geschäfte an die Bundespoli­
zeibehörde durch ein Gesetz des betreffenden 
Landes ausgesprochen wurde. 

Artikel 112 (entfällt gemäß B.-V.-Novelle vom 
30. Juli 1925, BGBl., Nr. 268). 

Artikel 115. Die allgemeine staatliche Verwal­
turig in den Ländern wird gemäß den nachfol­
genden Bestimmungen nach dem Grundsatz der 
Selbstverwaltung eingerichtet. 

Artikel 116. (1) Verwaltungssprengelund' 
Selbstverwaltungskörper, in die sich die Länder 
'gliedern, sind die Ortsgemeinden und, die Ge­
, bietsgemeinden. 

(2) Die Ortsgemeinden sind den Gebiets­
gemeinden und diese den Ländern untergeordnet. 

Neu e Fa s S \l n g: 

Artikel 102. (6) letzter Satz: 

Soweit einer solchen Behörde die Besorgung von 
Angelegenheiten ~bertra,gen werden soll, die in 
den selbständigen Vollziehungsbereich des Landes 
fallen, kann die Verordnung erst erlassen werden, 
wenn die übertragung dieser Geschäfte an die 
Bundespolizeibehörde durch ein Gesetz des be­
treffenden Landes ausgesprochen worden ist. 

Artikel 112. 

Nach Maßgabe der Artikel 108 bis 111 gelten 
für die Bundeshauptstadt Wien im übrigen die 
Bestimmungen des Abschnittes C dieses Haupt­
stückes mit Ausnahme des Artikels 119 Absatz 4 
und des Artikels 119 a. Artikel 142 Absatz 2 lit. d 
findet auch auf die Führung des vom Bund der 
Bundeshauptstadt Wien übertragenen Wirkungs­
bereiches Anwendung. 

Artikel 115. 

(1) Soweit in den folgenden Artikeln. von 'Ge­
meindendie Rede ist, sind. darunter die Orts­
gemeinden zu verstehen. 

(2) Soweit nicht ausdrücklich eine Zuständigkeit 
des Bundes festgesetzt ist, hat die Landesgesetz­
gebung das Gemeinderecht nach den Grundsätzen 
der folgenden Artikel dieses Abschnittes zu 
regeln. Die Zuständigkeit zur Regelung der ge­
mäß den Artikeln 118 und 119 von den Gemein­
den zu besorgenden Angelegenheiten bestimmt 
sich nach den allgemeinen Vor:schiiften dieses 
Bundesvetfassungsgesetzes. 

Artikel 116. 

(1) Jedes Land gliedert sich in Gemeinden. ,Die' 
Gemeinde ist Gebietskörperschaft mit dem Recht 
auf Selbstverwaltung und zugleich Verwaltungs­
sprengel. Jedes Grundstück muß zu einer Ge­
meinde gehören. . 

(2) Die Gemeinde ist selbständig,er Wirtschafts­
körper. Sie hat das Recht, innerhalb der Schran­
ken der allgemeinen Bundes- und Landesgesetze 
Vermögen aller Art zu besitzen, zu erwerben 
und darüber zu verfügen, wirtschaftliche Unter­
nehmun~en zu betreiben sowie im Rahmen der 
'Pinanzverfassung ihren Haushalt selbständig zu 
führen und Abgaben auszuschreiben. 

(3) Einer Gemeinde mit mindestens 20.000 Ein­
wohnern ist, wenn Landesinteressen hiedurch 
~icht gefährdet werden, auf ihren Antrag durch 
Landesgesetz ein eigenes Statut (Stadtrecht) zu 
verleihen. Ein solcher Gesetzesbeschluß darf nur 
mit Zustimmung der Bundesregierung kund­
gemacht werden. Die Zustimmung gilt als ge­
geben, wenn die Bundesregierung nicht .binnen 
acht Wochen von dem Tag, an dem der Gesetzes-
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Artikel 117. (1) Ortsgemeinden mit mehr als 
20.000 Einwohnern sip.d auf ihren Antrag .zu 
Gebietsgemeinden zu erklären. Bei ihnen fällt 
die Bezirksverwaltung mit der Gemeindeverwal­
tung zusammen. 

(2) Die bisherigen Städte mit elg,enem Statut 
werden Gebietsgemeinden. 

27 

Neu e Fa s s u n g: 

beschluß bei dem zuständigen Bundesministerium 
eingelangt ist, dem Landeshauptmann mitgeteilt 
hat, daß diese verweigert wird. Eine Stadt ,mit 
eigenem Statut hat neben den Aufgaben der 
Gemeindeverwaltung auch die der Bezirksverwal­
tung zu besorgen. 

(4) Durch die zuständige Gesetzgebung (Ar­
tikel 10 bis 15) kann für 'einzelne Zwecke die 
Bildung von Gemeindeverbänden vorgesehen 
werden. Soweit solche Gemeindeverbände An­
gelegenheiten des eigenen Wirkungsbereiches 
der Gemeinde besorgen sollen, ist' den verbands­
angehörigen Gemeinden ein maßgebender Ein­
fluß auf die Besorgung der Aufgaben des Ver­
bandes einzuräumen. Bei der Bildung von Ge­
meindeverbänden im Wege der Vollziehung sind 
die beteiligten Gemeinden vorher zu hören. 

Artikel 117. 

(1) Als Organe der Gemeinde sind jedenfalls 
vorzusehen: 

a) der Gemeinderat, das ist ein von den 
Wahlberechti<gten der Gemeinde zu wäh­
lender allgemeiner Vertretungskörper; 

b) der Gemeindevorstand (Stadtrat), bei 
Städten mit eigenem Statut der Stadtsenat; 

c) der Bürgermeister. 
(2) Die Wahlen in den Gemeinderat finden auf 

Grund des gleichen, unmittelbaren,' geheimen 
und persönlichen Verhältniswahlrechtes aller 
Staatsbürger statt, die in der Gemeinde ihren 
ordentlichen Wohnsitz haben. In der Wahl­
ordnung dürfen die Bedingungen des aktiven 
und passiven' Wahlrechtes nicht enger gezogen 
sein als in der Wahlordnung zum Landtag. Es 
kann jedoch bestimmt werden, daß das aktive 
und passive Wahlrecht in den Gemeinderat 
Personen, die sich noch nicht ein Jahr in der 
Gemeinde aufhalten, dann nicht zukommt, wenn 
ihr Aufenthalt in der Gemeinde offensichtlich 
n~r vorübergehend ist. Die Bestimmungen über 
die Wahlpflicht bei den Wahlen zum Landtag 
(Artikel 95 Absatz 1 letzter Satz) finden für die 
Wahlen in den Gemeinderat sinngemäß An­
wendung. Die Wahlordnung kann bestimmen, 
daß die Wähler ihr Wahlrecht in Wahlkreisen 
ausüben, von denen jeder ein geschlossenes Ge­
biet umfassen muß. Eine Gliederung der 
Wählerschaft in andere Wahlkörper ist nicht 
zulässig. 

(3) Zu einem Beschluß des Gemeinderates ist 
die einfache Mehrheit der in beschlußfähiger 
Anzahl anwesenden Mitglieder desselben erfor­
derlich; es können jedoch für bestimmte Ange­
legel).heiten andel'e Beschlußfassungserfordernisse 
vorgesehen werden. 

(4) Die Sitzungen des Gemeinderates sind 
öffentlich, es können jedoch Ausnahmen vor­
gesehen werden. Wenn der Gemeindevoranschlag 
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Artikel 118. Die Ortsgemeinden und Gebiets· 
gemeinden sind auch selbständige Wirtschafts­
körper; sie haben das Recht, Vermög,en aller Art 
zu besitzen und, zu erwerben und innerhalb der 
Schranken der Bundes- und Landesgesetze dar· 
über zu verfügen, wirtschaftliche Unternehmun­
gen zu becreiben, ihren Haushalt selbständig zu 
führen und Abgaben einzuheben. 

Neu e Fa s's u n g: 

oder der Gemeinderechnungsabschluß behandelt 
wird, darf die öffentlichkeit nicht ausgeschlossen 
werden. , 

(5) Die Geschäfte der Gemeinden werden durch 
das Gemeindeamt (Stadtamt), jene der Städte 
mit eigenem Statut durch den Magistrat besorgt. 
Zum Leiter d,es inneren Dienstes des Magistrates 
ist ein rechtskundiger Verwaltungsbeamter als 
Magistratsdirektor zu bestellen. 

Artikel 118. 

(1) Der Wirkungsbereich der Gemeinde ist ein 
eigener und ein vom Bund oder vom Land über­
tragener. 

(2) Der eigene Wirkungsbereich umfaßt neben 
,den im Artikel 116 Absatz 2 angeführten Ange­
legenhei<ten a.lle AngeLegenheiten, die im a,us­
schließlichen oder überwiegenden Interesse der in 
der Gemeinde verkörperten örtlichen Gemein­
schaft gelegen und geeignet sind, durch die Ge­
meinschaft innerhalb ihrer örtlichen Grenzen be­
sorgt zu werden. Die Gesetze haben derartige 
Angelegenheiten ausdrücklich als solche des 
eigenen Wirkungsbereiches der Gemeinde zu be­
zeichnen. 

(3) Der Gemeinde sind zur Besorgung im 
eigenen Wirkungsbereich die behördlichen Auf­
gaben inbesondere in folgenden Angelegenheiten 
gewähr leistet: 

1. Bestellung der Gemeindeorgane unbeschadet 
der Zuständigkeit überörtlicher Wahlbehör­
den; Regelung der inneren Einrichtungen zur 
Besorgung der Gemeindeaufgaben; 

2. Bestellung der Gemeindebediensteten und 
Ausübung der Diensthoheit unbeschadet der 
Zuständigkeit überörtlich"er Disziplinar- und 
Qualifikationskommissionen ; 

3. örtlich,e Sicherheitspolizei (Artikel 15 Ab­
satz 2), örtliche Veranstaltungspolizei; 

4. Verwaltung der Verkehrsflächen der Ge-
meinde; örtliche Straßenpolizei; 

5. Flurschutzpolizei; 
6. örtliche Marktpolizei; 
7. örtliche Gesundheitspolizei, insbesondere <!lUch 

auf dem Gebiete des Hilfs- und Rettungs­
wesens sowie des Leichen- ,und Bestattungs­
wesens; 

8. Sittlichkeitspolizei; 
9. örtliche Baupolizei, soweit sie nicht bundes­

eigene Gebäude, die öffentlichen Zwecken 
dienen (Artikel 15 Absatz 5) zum Gegenstand 
hat; örtliche Feuerpolizei; örtliche Raumord­
nung; 

10. öffentliche Einrichtungen zur außergericht­
lichen Vermittlung von Streitigkeiten; 

11. freiwillige Feilbietungen beweglicher Sachen. 
(4) Die Gemeinde hat die Angelegenheiloen des 

eigenen Wirkungsbereiches im Rahmen der Ge­
setze und Verordnungen des Bundes und des 
Landes in eigen~r Verantwortung frei von Wei-
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2,9, 

Ne u'e Fa s s u n g: 

sungen und - vorbehaltlich der Bestimmungen 
des Artikels 119 a Absatz 5 - unter Ausschluß 
eines Rechtsmittels an Verwaltungsorgane außer· 
halb der Gemeinde zu besorgen. Dem Bund und 
dem Land kommt gegenüber der Gemeinde bei 
Besorgung ihres eigenen W~rkungsbereiches ein 
Aufsichtsrecht (Artikel 119' a) zu: Die Bestim­
mungen des Artikels 12 Absatz 2 bleiben un­
berührt. 

(5) Der Bürgermeister, die Mitglieder des Ge­
meindevorstandes (Stadtrates, Stadtsenates) und 
allenfalls bestellte andere Ovgane der Gemeinde 
sind für die Erfüllung ihrer dem eigenen Wir­
kungsbereich 'der Gemeinde zugehörigen Auf­
gaben dem Gemeinderat verantwortlich. 

(6) In den Angelegenheiten des' eigenen Wir­
kungsbereiches hat die Gemeinde das Recht, orts­
polizeiliche Verordnungen nach freier Selbstbe­
stimmung zur Abwehr oder zur Beseitigung von 
das örtliche Gemeinschaftsleben störenden Miß­
ständen zu erlassen sowie deren Nichtbefolgung 
als Verwaltungsübertretung zu erklären. Solche 
Verordnungen dürfen nicht gegen bestehende 
Gesetze und Verordnungen des Bundes und des 
Landes. verstoßen. 

(7) ,Auf Antrag ein,er Gemeinde kann die Be­
sorgung einzelner Angelegenheiten des eigenen 
Wirkungsbereiches nach Maßgabe des Arti­
kels 119 a Absatz 3 durch Verordnung der Lan­
desregierung bzw. durch Verordnung des -Landes­
hauptmannes auf eine staatliche Behörde 
übertragen werden. Soweit d,urch eine solche 
Verordnung eine Zuständigkeit auf eine Bundes­
behörde übertragen werden soll, bedarf sie der 
Zustimmung der Bundesregierung. Soweit durch 
eine solche Verordnung des Landeshauptmannes 
eine Zuständigkeit auf eine Landesbehörde über­
tragen werden soll, bedarf sie der Zustimmung 
der Landesregierung. Eine solche Verordnung ist 
aufzuheben, sobald der Grund für ihre Erlassung 
weggefallen ist. Die übertragung erstreckt sich 
nicht auf das Verordnungsrecht nach Absatz 6. 

Artikel 119. (1) Die Organe der Ortsgemeinde Artikel 119. 
sind die Ortsgemeindevertretung und das Orts- (1) Der übertragene Wirkungsbereich umfaßt 
gemeindeamt, die Organe der Geb~etsgemeinde di,e Angel'egenheiten, die die Gemeinde nach 
die Gebietsgemeindevertretung und das Gebiets- Maßgabe der Bundesgesetze im Auftrag und nach 
gemeindeamt. den Weisungen des Bundes oder nach Maßgabe 

(2) Die Wahlen inaile Vertretungen finden auf der Landesgesetze im Auftrag und nach den 
Grund des gleichen, unmittelbaren, geheimen Weisungen des Landes zu besorgen hat. 
und persönlichen Verhältniswahlrechtes aller (2) Die Angelegenheiten des übertragenen Wir­
Bundesbürger statt, die im Bereich der zu kungsbereiches werden vom Bürgermeister be­
wählenden Vertretung ihren ordentlichen Wohn- sorgt. Er ist hiebei in den Angelegenheiten der 
sitz haben. Die Erlassung der WaMordnungen, Bundesvollziehung an die Weisungen der zu­
liegt der Landesgesetzgebung ob, in diesen Wahl- ständig,en Organe des Bundes, in den Angelegen­
ordnungen dürfen die Bedingungen des aktiven heiten der Landesvollziehung an die Weisungen 
und passiven Wahlrechtes nicht' enger gezogen der zuständigen Organe des Landes gebun<;len 
sein als in der Wahlordnung zum Landtag. Die und nach Absatz 4 verantwortlidl. 
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Landesgesetzgebung kann jedoch bestimmen, daß 
daß aktive und passive Wahlrecht in die Orts­
gemeindevertretung Personen, die sich noch nicht 
ein Jahr in der Gemeinde aufhalten, dann nicht 
zukommt, wenn ihr Aufenthalt iln der Ge­
meinde offensichtlich nur vorübergehend ist. 
Die Bestimmungen über die Wahlpflicht bei den 
Wahlen zum Landtag (Artikel 95, Abs. 1, 
letzter Satz) finden für die Wahlen in aUe Ge­
meindevertretungen sinngemäß Anwendung. Die 
Wahlordnung kann bestimmen, daß die Wähler 
ihr Wahlrecht in Wahlkreisen ausüben, von 
denen jeder ein' geschlossenes Gebiet· umfassen 
muß. Eine Gliederung der Wählerschaft in andere 
Wahlkörper ist nicht zulässig.- Für die Wahlen 
in die Gebietsgemeindevertretungen ist der 
Gerichtsbezirk Wahlkreis. Die Zahl der Ab­
geordneten ist auf die Wahlkreise im Verhältnis 
der Bürgerzahl zu verteilen. 

(3) In die Gebietsgemeindevertretungen sind 
nur Personen wählbar, die im Bereich der Ge­
bietsgemeinden ihren ordentlich,en Wohnsitz 
haben und zum Landtag wählbar sind; 

(4) Die Vertretungen können nach dem Grund­
satz der Verhältniswahl aus ihrer Mitte für die 
einzelnen Zweige der Verwaltung be~ondere 
Verwaltungsausschüsse bestellen, die, soweit 
bestimmte Berufs- oder Intcl'essenten.gruppen in 
Betracht kommen, auch noch durch die Heran­
ziehung von Vertretern dieser Berufs- oder 
Interess~ntengruppen erweitert weroen können. 

(5) Die Leiter der Gebietsgemeindeämter 
müssen rechtskundige Verwaltungsbeamte sein. 

Neu e Fa s s u n g: 

(3) Der Bürgermeister kann einzelne Gruppen 
von Angelegenheiten des übertragenen Wirkungs­
bereiches - unbeschadet seiner Verantwortlich­
keit - wegen ihres sachlichen Zusammenhanges 
mit den Angelegenheiten des eigenen Wirkungs­
bereichesMitgliedern des Gemeindevorstandes 
(Stadtrates, Stadtsenates), anderen nach Ar­
tikel 117 Absatz 1 geschaffenen Organen oder 
bei KoUegialorganen deren Mitgliedern zur Be­
sorgung in seinem Namen übertragen. In diesen 
Angelegenheiten sind die betreffenden Organe 
oder deren Mitglieder an die Weisungen des 
Bürgermeisters gebunden und nach Absatz 4 
verantwortlich. 

(4) Wegen Gesetzesverletzung sowie wegen 
Nichtbefolgung einer Verordnung oder einer 
Weisung können die in den Absätzen i und 3 
genannten Organe, soweit ihnen Vbrsatz oder 
grobe Fahrlässigkeit zur Last fällt, wenn sie auf 
dem Gebiet der Bundesvollziehung tätig waren, 
vom Landeshauptmann, wenn sie auf dem Gebiet 
der Landesvollziehung tätig wal"'en, von der 
Landesregierung ihres Amtes verlustig erklärt 
werden. Die allfällige Mitgliedschaft einer solchen 
Person zum Gemeinderat wird hiedurch nicht 
berührt. 

Artikel 119 a. 

(I) Der Bund und das Land üben das Aufsich'tlS­
re'cht über die Gemeinde dahin aus, daß d~ese bei 
Besorgung des eigenen Wirkungsbereiches die 
GesetZe und Verordnungen nicht verletzt, ins­
besondere ihren Wirkungsber,eich nicht über­
schreitet und die ihr gesetzlich dbliegenden Auf­
gaben erfüllt. 

(2) Das Land hat ferner das Recht, die Ge­
barung der Gemeinde auf ihre Sparsamkeit, 
Wirtschaftlichkeit und Zweckmäßigkeit zu über­
prüfen. Das Ergebnis der überprüfung ist dem 
Bürgermeister zur Vorlage an den Gemeinderat 
zu übermitteln. Der Bürgermeister hat die auf 
Grund des überprüfungsergebnisses getroffenen 
Maßnahmen innerhalb von drei Monaten der 
Aufsichtsbehörde mitzuveilen. 

(3) Das Aufsichtsrecht und dessen gesetzliche 
Regelung stehen insoweit als der eigene Wir­
kungsbereich der Gemeinde Angelegenheiten aus 
dem Bereich der Bundesvortziehung umfaßt, dem 
Bund, im übrigen d~n Ländern zu; das ·Aufsichts­
recht ist von den Behörden der allgemeinen 
staatlichen Verwaltung auszuüben. 

(4) Die Aufsichtsbehörde ist berechtigt, sich 
über jedwede Angelegeriheit der Gemeinde zu 
unterrichten. Die Gemeinde ist verpflichtet, die 
von der Aufsichtsbehörde im einzelnen Fall ver­

'langten Auskünfte zu erteilen und Prüfungen 
an Ort und SteHe vornehmen zu lassen. 

(5) Wer durch den Bescheid eines Gemeinde­
organs in Angelegenheiten des eigenen Wir-
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Artikel 120. (1) Die Festsetzung. der weiteren 
Grundsätze für die Organisation der allgemeinen 
staatlichen Verwaltung in den Ländern nach den 
Artikeln 115 bis 119 ist Sache der Bundesverfas­
sungsgesetzgebung; die Ausführung liegt den 
Landesgesetzgebungen ob. 

3·1 

Neue Fassung: 

kungsbereiches in seinen Rechten verletzt zu sein 
behauptet, kann nach Erschöpfung des Instanzen­
zuges (Artikel 118 Absatz 4} innerhalb von zwei 
Wochen nach Erlassung des Bescheides dagegen 
Vorstellung bei der Aufsichtsbehörde erheben. 
Diese hat den Bescheid, wenn Rechte des Ein­
schreiters durch ihn verletzt werden, aufzuheben 
und di'e Angelegenheit zur neuerlichen Entschei­
dung an die Gemeinde zu verweisen. Für Städte 
mit eigenem Statut kann die zuständige Gesetz­
gebung (Absatz 3) anordnen, daß die Vorstellung 
an die Aufsichtsbehörde nicht stattfindet. 

(6) Die Gemeinde hat im eigenen Wirkungs­
bereich erlassene Verordnungen der Aufsichts­
behörde unverzüglich mitzuteilen. Die Aufsichts­
behörde hat gesetzwidrige Verordnungen nach 
Anhörung der Gemeinde durch Verordnung 
aufzuheben und die Gründe hiefür der Gemeinde 
gleichzeitig mitzuteilen. 

(7) Sofern die zuständige Gesetzgebung (Ab­
satz 3) aLs Aufsichtsmittel diie Auflösung des 
Gemeinderates vorsieht, kommt diese Maßnahme 
in Ausübung des Aufsichtsrechtes des Landes der 
Landesregierung, in Ausübung des Aufsichts­
rechtes des Bundes dem Landeshauptmann zu. 
Die Zulässigkeit der Ersatzvornahme als Auf­
sichtsmittel ist auf die Fälle unbedingter Not­
wendigkeit zu beschränken. Die' Aufsichtsmittel 
sind unter möglichster Schonung erworbener 
Rechte Dritter zu handhaben. 

(8) Einzelne von der Gemeinde im eigenen 
Wirkungsbereich zu treffende Maßnahmen, durch 
die auch überörtliche Interessen in besonderem 
Maß berührt werden, insbesondere' solche von 
besondel'er finanzieller Bedeutung, können durch 
die zuständige Gesetzgebung (Absatz 3) an eine 
Genehmigung der Aufsichtsbehörde gebunden 
werden. Als Grund für die Versagung der Ge­
nehmigung darf nur ein Tatbestand vorgesehen 
werden, der ,die Bevorzugung überörtlicher 
Interessen eindeutig rechtfertigt. 

(9) Die Gemeinde hat im aufsichtsbehördlichen 
Verfahren Parteistellung; sie ist berechtigt, gegen 
die Aufsichtsbehörde vor dem Verwaltungs­
gerichtshof (Artikel 131 und 132) und vor dem 
Verfassungsgerichtshof (Artikel 144) Beschwerde 
zu führen. 

(10) Die Bestimmungen dieses Artikels sind auf 
die Aufsicht über Gemeindeverbände, soweit 
diese Angelegenheiten des eig~nen Wirkungs­
bereiches der Gemeinde besorgen (Artikel 116 
Absatz 4), entsprechend anzuwenden. 

Artikel 120. 
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(2) Welche Verwaltungsgeschäfte sachlich und 
instanzenmäßig den Vertretungen und Ver­
waltungsausschüssen sowie den Amtern zu­
kommen, bestimmen die Bundesgesetzgebung 
und die Landesgesetzgebungen innerhalb ihrer 
verfassungsmäßigen Zuständigkeit. 

(3) Hiebei ist jedoch den Ortsgemeinden ein 
Wirkungsbereich ,in erster Instanz in folgenden 
Angelegenheiten gewährleistet: 

1. Obsorge für die Sicherheit der Person und 
des Eigentums (örtliche Sicherheitspolizei); 

2. Hilfs- und Rettungswesen; 
3. Sorge für die Erhaltung der Straßen, Wege, 

Plätze u~d Brücken der Gemeinde; 
4. örtliche Straßenpolizei; 
5. Flurschutz und Flurpolizei; 
6. Markt: und Lebensmittelpolizei; 
7. Gesundheitspolizei; 
8. Bau- und F,euerpolizei. 

Artikel 139. (1) Der Verfassungs gerichtshof er­
kennt 

über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Bundes- oder Landesbehörde auf Antrag eines 
Gerichtes, sofern aber eine solche Verordnung die 
Voraussetzung eines Erkenntnisses des Verfas­
sungsgerichtshofes bilden soll, von Amts wegen; 

über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Landesbehörde auch auf Antrag der Bundes­
regierung; 

über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Bundesbehörde auch auf Antrag einer Landes­
regierung. ' 

Artikel 142. 
(2) 
d) gegen einen Landeshauptmann, dessen 

Stellvertreter (Artikel 105, Absatz 1) oder 
ein Mitglied der Landesregierung (Arti­
kel 103, Absatz 2 und 3) wegen Gesetzes­
verletzung sowie wegen N~chtbefolgufiig 
der Verordnungen oder sonstigen An-
ordnungen (Weisung,en) des Bundes 
in AngeLegenheiten der mittelbaren 
Bundesverwaltung, wenn es sich um ein 
Mitglied dßr Landesregierung handelt, auch 
der Weisungen des Landeshauptmannes in 
diesen Angelegenheiten: durch Beschluß der 
Bundesregierung. 

Neu e' Fa s s u n g: 

Artikel 139. 

(1) Der Verfassungsgerichtshof erkennt: 
über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 

Bundes- oder Landesbehörde auf Antrag eines 
Gerichtes, sofern aber eine solche Verordnung 
die Voraussetzung eines Erkenntnisses des Ver­
fassungsgerichtshofes bilden soll, von Amts 
wegen; 

über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Landesbehörde auch auf Antrag der Bundes­
regIerung; 

über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Bundesbehörde auch auf Antrag einer Landes­
regIerung; 

über Gesetzwidrigkeit von Verordnungen einer 
Gemeindeaufsichtsbehörde nach Artikel 119 a 
Absatz 6 auch auf Antrag der betroffenen Ge­
meinde. 

Artikel 142. 
(2) 
d) gegen einen Landeshauptmann, dessen 

Stellvertreter (Artikel 105, Absatz 1) oder 
ein Mitglied der Landesregierung' (Arti­
kel 103, Absatz 2 und 3) wegen Gesetzes­
verletzung sowie wegen Nichtbefolgung 
der Verordnungen oder sonstigen Anord­
nungen (Weisungen) des Bundes in Ange­
legenheiten der mittelbaren Bundesverwal­
tung, wenn es sich um ein Mitglied der 
Landesregierung handelt, auch der Weisun­
gen des Landeshauptmannes in diesen An·· 
gelegenheiten: durch Beschluß der Bundes­
regierung; 

e) gegen Organe 'der Bundeshauptstadt Wien, 
soweit sie Aufgaben aus dem Bereich der 
Bu'ndesvollziehung im selbständigen Wir­
kungsbereich besorgen, wegen Gesetzesver­
letzung: durch Beschluß der Bundesregie­
rung. 

639 der Beilagen IX. GP - Regierungsvorlage (gescanntes Original)32 von 32

www.parlament.gv.at




